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zu Ziffer 3.8.2: 

Der Landkreis Ahrweiler ist nicht Gewährträger sondern Träger der Kreissparkasse. 

 

Eine Ausschüttung im Rahmen der Verwendung des Jahresüberschusses kann nach § 20 Abs. 3 Sparkassengesetz nur 

unter Berücksichtigung des auf der Grundlage der mittelfristigen Finanz- und Geschäftsplanung festgestellten 

Eigenkapitalbedarfs erfolgen. 
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Zu § 8 SpkG: 

Die in § 8 SpkG genannten Befugnisse stehen dem Verwaltungsrat als Kollegialorgan insgesamt zu. Von daher 

müsste es im Text lauten: „Nach § 8 SpkG hat der Verwaltungsrat umfassende Befugnisse, ….“. Vor diesem 

Hintergrund hat auch nicht nur der Landrat als Verwaltungsratsvorsitzender, sondern der gesamte Verwaltungsrat 

Zugang zu den notwendigen Informationen. 
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Soweit der Rechnungshof auf die Landkreisordnung verweist, ist der Vollständigkeit halber festzustellen, dass nach  

§ 57 LKO i.V.m. § 85 Abs. 5 GemO für die Sparkasse grundsätzlich das Sparkassenrecht und nicht das 

Kommunalrecht gilt.  
 

Zu „Entscheidung über die Verwendung Jahresüberschuss“: 

Auch hier müsste es statt „Er hat bei seiner Entscheidung über die Verwendung des Jahresüberschusses…“ heißen: 

„Der Verwaltungsrat hat bei seiner Entscheidung…“. 

 

Eine Beurteilung der Eigenmittelanforderung der Sparkasse allein auf Basis der extern ausgewiesenen und 

vergangenheitsorientierten Gesamtkapitalquote ist unzutreffend. Die Anforderungen an die Eigenmittelausstattung 

der Sparkasse stützen sich auf Art. 92 Abs. 1 der EU-Verordnung Nr. 575/2013 (CRR). Die dort geregelten 

Eigenkapitalanforderungen sehen eine mehrstufige und teilweise von der individuellen Situation der Bank 

abhängige Dimensionierung vor. Aus der generellen Eigenmittelanforderung (CRR: Artikel 92) von 8% und dem 
ergänzenden Zuschlag aus dem aufsichtlichen Überprüfungs- und Bewertungsprozess (SREP), welcher im Maximum 

zusätzliche 9,5% betragen kann, ergibt sich die sog. Gesamtkapitalquote. Die aktuell von der Kreissparkasse 

Ahrweiler zu erfüllende Gesamtkapitalquote beträgt auf der Grundlage des SREP-Bescheides 9,50%. 

Über diese Gesamtkapitalquote hinaus fordert die Bankenaufsicht zusätzliche Kapitalpuffer zur präventiven 

Risikoabsorption. Einer davon ist der Kapitalerhaltungspuffer in Höhe von 2,50%, welcher derzeit mit 1,875 % und 

ab 2019 vollumfänglich zu gewährleisten ist. Sofern im Rahmen der SREP-Kapitalfestsetzung eine 

Zuschlagserhöhung in Form einer Stresskomponente erfolgt, kann diese mit dem Kapitalerhaltungspuffer verrechnet 

werden. 

 
Daneben wird unter bestimmten, gegebenen Voraussetzungen ein antizyklischer Kapitalpuffer in einer Ausprägung 

von 0 bis 2,50% festgelegt. Hierbei entscheidet die BaFin nach einer vordefinierten Methodik über die Höhe des 

Zuschlags mit der Zielsetzung, in Zeiten übermäßigen Kreditwachstums die Verlustabsorptionsfähigkeit zu steigern. 

In der Summe dieser aufsichtlichen Eigenmittelanforderungen bedeutet dies, dass Banken ab dem Jahr 2019 eine 

theoretisch minimale Kapitalquote von 10,50% und eine maximale von 22,50% vorzuhalten haben. Die o.g. EU-

Verordnung reduziert darüber hinaus den Blick auf die sog. Säule 1 der Baseler Eigenkapitalvereinbarung (extern 

vorzuhaltendes Mindestkapital). 

 

Außer Betracht bleibt dabei das bereits seit dem Jahr 2006 mit Inkrafttreten von Basel 2 vorzuhaltende interne 

Kapital zur Unterlegung weiterer wesentlicher Risiken (Marktpreisrisiken, Adressenrisiken, Liquiditätsrisiken, 
operationelle Risiken, sonstige Risiken). Die Vorhaltung entsprechender Risikobudgets belastet die 

Gesamtkapitalkennziffer der Sparkasse aktuell mit ca. 7,7 %. Weitere zukünftige Eigenkapitalbelastungen sind 

bereits absehbar, so z.B. die Neukalibrierung der Risikoaktiva im Rahmen der laufenden Baseler Konsultationen.  

 

 

 

 

Zu Randnummer 1: 

Die Feststellung des Rechnungshofes wird im Rahmen des jeweils geltenden Sparkassenrechtes umgesetzt. 
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Zu Randnummer 2: 

In der Kreisverwaltung ist im Fachbereich II Soziales, Jugend und Gesundheit eine Stellenausstattung für die 

Durchführung eines Controllings i. H. v. 1,5 VZÄ vorgesehen. Durch die zuständigen Sachbearbeiter wird u. a.  

• durch kontinuierliche Auswertung von Fall- und Kennzahlen der jeweilige Stellenbedarf ermittelt und 

angepasst. 

• Ein Stellenmehrbedarf wird i. d. R. zunächst befristet gedeckt. 

• Bei einem Stellenüberhang werden ggf. Defizite in anderen Sachgebieten ausgeglichen. 
 

Seit 2012 werden innerhalb des Fachbereichs II Organisationsentwicklungsmaßnahmen mit der KGSt durchgeführt. 

In diesem Zusammenhang wurden u. a. in den Sachgebieten 

• Allgemeiner Sozialer Dienst des Jugendamts, 

• der Eingliederungshilfe des Sozialamts 

• sowie der Kindertagesbetreuung 
Prozessoptimierungen und Stellenbemessungen mittels externer Unterstützung vorgenommen. Aktuell erfolgt unter 

anderem eine umfassende Betrachtung der Sachbereiche des Gesundheitsamts. 

In diesem Zusammenhang wurden durch die Einführung eines Fach- und Finanzcontrollings, 

organisationsstrukturelle Veränderungen und weiterentwickelte Prozessabläufe Einsparungen im Haushalt erzielt 

(von 2013 bis 2018 über 5 Mio. Euro). Aufgrund der erzielten Ergebnisse im Hinblick auf Kostenminimierung und 

Qualitätssteigerung wird der Landkreis Ahrweiler am 08.10.2018 mit dem „Spareuro“ des Bundes der Steuerzahler 

Rheinland-Pfalz e.V. ausgezeichnet.  

 

Darüber hinaus sind in der Abt. 1.1 Personal und Organisation 1,5 VZÄ für die Durchführung von 

Stellenbewertungen und Organisationsuntersuchungen vorgesehen. Zum Aufgabenbereich zählen u. a. 

• die Stellenbewertung im Bereich der tariflich Beschäftigten, 

• die Dienstpostenbewertungen für Beamte, 

• die Begleitung externer Organisationsuntersuchungen (Bauamt, Gesundheitsamt) 

• sowie die Durchführung eigener Organisationsmaßnahmen (inkl. Stellenbemessung). 

 
Zuletzt wurden durch die Stelleninhaber in den Aufgabenbereichen  

• der Bußgeldstelle, 

• des Bildungs- und Teilhabepakets für Kinder aus einkommensschwachen Familien, 

• der unteren Abfallbehörde sowie 

• der Ausländerbehörde 
detaillierte Stellenbemessungen zur Überprüfung der jeweiligen Stellenforderung durchgeführt. Somit überprüft die 

Verwaltung wie vom Landesrechnungshof gefordert durch Organisationsuntersuchungen die personelle Auslastung 

der Fachabteilungen im Rahmen der personellen Möglichkeiten. 

 

Aufgrund der Anfang 2017 in Kraft getretenen Entgeltordnung liegt der Arbeitsschwerpunkt in den Jahren 2017 und 

2018 im Bereich der Stellenbewertungen. Für Stellenbewertungen, Stellenbemessungen und Organisations-

überprüfungen stehen zwischenzeitlich 2,0 VZÄ zur Verfügung. 
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Zu Randnummer 3: 

Betreffend die Stelle der Schulsozialarbeiterin sei noch einmal darauf hingewiesen, dass die Stelleninhaberin ihre 

Tätigkeit im Berufsbildungszentrum wahrnimmt. Hier sind etwa 2700 Schüler, größtenteils im jungen 
Erwachsenenalter. Der Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund ist, nicht zuletzt nach dem Zuzug von 

Flüchtlingen in den vergangenen Jahren, angestiegen. Hierdurch sah sich die Verwaltung zum Einsatz einer 

erfahrenen Sozialpädagogin in diesem Bereich der Schulsozialarbeit veranlasst. Diese Mitarbeiterin war bei 

Aufnahme ihrer Tätigkeit bereits in E 14 TVöD SuE eingruppiert. Um die Mitarbeiterin für den Einsatz in der 

Schulsozialarbeit zu gewinnen, wurde ihr die Beibehaltung des bisherigen Entgelts zugesichert. Unabhängig davon 

wurde im Stellenplan 2018 auf der Stelle ein „ku-Vermerk nach S 11b für 07/2023 ausgewiesen. 
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Zu Randnummer 4: 

Hierzu wird in der Rückäußerung zum genannten Anhang Stellung genommen. 

 

 

 

Ergänzender redaktioneller Hinweis für die Mitglieder des Kreistages  

(nicht Bestandteil dieser Stellungnahme, sondern die Anmerkung wurde dem Landesrechnungshof bereits mit 
unserer Stellungnahme zum Berichtsentwurf vom 07.12.2017 übersandt): 

Nach Recherche der Verwaltung waren insgesamt 20 Planstellen für Beamte und rund 17 Stellen für Beschäftigte zu 

niedrig besoldet bzw. eingruppiert. Dies hatte in den vergangenen Jahren Minderausgaben von rund 149.000 € 

jährlich zur Folge. Hinzu kommt, dass die Verwaltung in den vom Landesrechnungshof im Anhang aufgeführten 

Bewertungen teilweise ausdrücklich zu einem anderen Ergebnis kommt und daran auch festhält. Von daher wird 

dem vom Landesrechnungshof festgestellten Betrag widersprochen. 
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Zu Randnummer 5:  

Wie bereits in der Stellungnahme zum Berichtsentwurf erläutert, wurde eine telefonische Abfrage bei drei anderen 

Postdienstleistern durchgeführt und Kontakt zu anderen Verwaltungen bezüglich der dortigen Erfahrungen mit 

anderen Postdienstleistern aufgenommen. Diese Recherche führte zum Ergebnis, dass ein Wechsel zu einem 

anderen Anbieter zu nicht hinnehmbaren Nachteilen führen könnte. Hierzu gehören beispielsweise:  

• Zeitlicher und personeller Mehraufwand z.B. aufgrund notwendiger vorzunehmender 

Voretikettierungsarbeiten oder der erforderlichen Anlieferung der Post durch die Verwaltung zum Standort 

des Unternehmens (bisher Abholung 2 x täglich durch Deutsche Post AG) 

• Unerwünschte Verzögerungen beim Postversand, da Weitergabe/Abholung von/aus Verwaltung nur einmal 
täglich 

• Schlechte Erfahrungen anderer Verwaltungen mit anderen Postanbietern bezüglich Zuverlässigkeit und 

zeitnaher Zustellung 

• Eigene schlechte Erfahrungen im Jahr 2008 bei der Beauftragung eines andern Postdienstleisters mit der 

Zustellung von Postzustellungsurkunden (konnten nicht zeitnah zugestellt werden). 

 

Aufgrund der oben genannten Erkenntnisse aus der Recherche der Verwaltung sind bei einer Ausschreibung keine 
Ergebnisse zu erwarten, die für einen Wechsel von der Deutschen Post AG zu einem anderen Unternehmen aus 

wirtschaftlichen Gründen sprechen. 

Außerdem arbeitet die Kreisverwaltung ohnehin an einer Reduzierung der Postmenge durch eine zunehmende 

Digitalisierung der Verfahren (z.B. Digitalisierung im Bereich Sitzungsdienst, aktuell Einführung einer digitalen Akte 

im Bereich der Abteilung Bauen). 

 

Im Hinblick auf die Prüfungsfeststellung des Landesrechnungshofes wird die Verwaltung dennoch eine Ausschreibung 

der Postdienstleistungen vornehmen.  
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Zu Randnummer 6: 

Die Stelle „Bürokraft des Personalrats“ wurde im Stellenplan 2018 nicht mehr aufgeführt. Aufgrund der Feststellung 

des Rechnungshofes wurde nun eine Mitarbeiterin der Abt. 1.1 - Personal und Organisation - im Umfang von  

5 Wochenstunden mit der personellen Unterstützung des Personalrates beauftragt. 
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Zu Randnummer 7: 

Wegen der Komplexität des Verfahrens zur Programmprüfung soll die Prüfung unter Hinzuziehung externen 

Sachverstands erfolgen. Die Verwaltung wird entsprechende Haushaltsmittel hierfür zum Haushalt 2019 anmelden. 

Sobald das Verfahren zur Programmprüfung abgeschlossen ist, wird die Verwaltung den Rechnungshof 

entsprechend unterrichten. 
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Zu Randnummer 8: 

Die Aufhebung des Beschlusses vom 04.05.2009 wurde dem Kreis- und Umweltausschuss für seine Sitzung am 
24.09.2018 von der Verwaltung vorgeschlagen und durch den Ausschuss fraktionsübergreifend abgelehnt. Gründe  

für die Ablehnung waren, dass ein Erstattungsbetrag von 0,25 Euro / km aufgrund der seit der letzten Anpassung 

der Entschädigungsbeträge generell gestiegenen Unterhaltungskosten für den Fahrzeughalter nicht mehr 

angemessen erscheine und dass durch die Zahlung des erhöhten Betrags die Anschaffung weiterer Dienstwagen 

vermieden werden solle. 
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Zu Randnummer 9: 

Die Verwaltung hat mit Schreiben vom 24.08.2018 die Patronatserklärung der ADD zur Genehmigung vorgelegt. 
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Zu Randnummer 10: 

Die Verwaltung wird künftig vor der Erteilung von Bürgschaften und Patronatserklärungen die Vereinbarkeit mit  

EU-Recht überprüfen. 
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Zu Randnummer 11: 

 

Bei der Kreisvolkshochschule Ahrweiler e.V. handelt es sich um eine seit 1979 bestehende staatlich anerkannte, 

rechtlich selbständige und in Form des eingetragenen Vereins organisierte Einrichtung. Für diese haben der Kreis 
Ahrweiler und (einige) kommunale Gebietskörperschaften im Kreis seit der Gründung besondere Verantwortung 

und Pflichten übernommen. Unter anderem beteiligen sie sich (satzungsgemäß) als Vereinsmitglieder an der 

Finanzierung der KVHS. Sie bestimmen über die Arbeit der Kreisvolkshochschule durch ihre Vertreter/innen in 

Vorstand und Mitgliederversammlung. Die Beteiligung der öffentlichen Hand (des Kreises, der Kommunen) ist durch 

diese Konstruktion ausreichend gewährleistet. 

 

Die KVHS wirtschaftet im Rahmen eines eigenen, die Grundsätze sparsamer Haushaltsführung beachtenden, von 

ihrer Mitgliederversammlung beschlossenen Haushalts. Der Kreis Ahrweiler und die Mitgliedskommunen nehmen 

über ihre Vertreter in der KVHS-Mitgliederversammlung Einfluss auf die Aufstellung und Verabschiedung des KVHS-

Haushaltsplanes. Die Rechnungslegung jedes Jahres wird zweifach, von den Vereinsrechnungsprüfern und von 
Mitarbeitern der Mitgliedskommunen, geprüft; die Mitgliederversammlung genehmigt den Rechnungsabschluss. 

 

Als gemeinnützig anerkannter Verein unterliegt die KVHS u.a. auch den strengen steuerrechtlichen Bestimmungen 

des Vereinssteuerrechts. Die Einhaltung dieser Bestimmungen ist der Finanzbehörde regelmäßig nachzuweisen. 

Diese Überprüfungen führten bisher zu keinerlei Beanstandungen, auch nicht im Hinblick auf die Bildung einer 

Betriebsmittelrücklage. Im Gegenteil: Nach den für gemeinnützige Vereine geltenden steuerlichen Bedingungen ist 

die Bildung einer Betriebsmittelrücklage grundsätzlich möglich, um periodisch wiederkehrende Ausgaben z.B. für 

Löhne, Gehälter, Mieten u. ä. zu sichern.  

Demgegenüber stehen in ihrer Höhe letztendlich zwar ausreichende, jedoch (auch jahresübergreifend) 
schwankende Einnahmen u.a. aus Teilnehmergebühren und Bundesmitteln (Integrationskurse).  

 

Es ist richtig, dass bei der KVHS in den zurückliegenden Jahren - nicht zuletzt auch aufgrund der erfolgreichen 

Bemühungen um eine sparsame Haushaltsführung und wegen des außergewöhnlichen Engagements im 

Integrationskursbereich - gelegentlich „Überschüsse“ erzielt und diese dann (auf Beschluss der 

Mitgliederversammlung) der „Betriebsmittelrücklage“ zugeführt wurden. Diese Rücklagenzuführungen wurden als 

"Ausgaben" definiert und also als „Kosten“ im KVHS-Haushalt ausgewiesen. 

 

Die Bildung dieser Rücklage ist Gegenstand der Haushaltsberatungen in Vorstand und Mitgliederversammlung der 

KVHS gewesen mit dem Ergebnis, dass dies als sinnvoll angesehen und gebilligt wurde. Dafür waren folgende 
Gründe ausschlaggebend: 

Die Betriebsmittelrücklage soll der Sicherung und Aufrechterhaltung der jederzeitigen Betriebsfähigkeit der KVHS 

dienen. Sie erfüllt den Zweck einer ausreichenden Liquiditätsreserve vor dem Hintergrund eines 

überdurchschnittlich stark angestiegenen KVHS-Gesamtbudgets und der zunehmenden Abhängigkeit von 

schwankenden Zahlungen von Auftraggebern z.B. von Maßnahmen im Integrationskursbereich z.B.  

-  zur Bedienung periodisch wiederkehrender Verpflichtungen (Personal- und Sachausgaben),  

-  als Rückstellung für notwendige Renovierungen und Modernisierungen z.B. der Schulungsräume,  

-  für die vorübergehende Anmietung weiterer Schulungsräume,  

-  zum Ausgleich nicht vorhersehbarer Einnahmeausfälle oder der unvermeidlichen Schwankungen bei den 

   Einnahmen aus TN-Gebühren. 
 

Die Bildung einer Betriebsmittelrücklage bei der KVHS ist sinnvoll und aus den vorgenannten Gründen geboten; sie 

ist Garant für die anhaltende Solidität und Nachhaltigkeit der VHS-Arbeit im Kreis Ahrweiler. Sie dient ausschließlich 

der Erfüllung des Vereinszwecks. Sie ist im Übrigen ein wirksames Instrument zur Vermeidung größerer 

Schwankungen der Höhe des Zuschusses des Kreises und der anderen Mitgliedskommunen. Der Aufbau dieser 

Rücklage aus erwirtschafteten Überschüssen belastete den Kreis und die anderen Mitgliedskommunen nicht 

zusätzlich. Die Ausgaben hierfür sind aus Sicht der KVHS zum Zeitpunkt der Zuführung als Kosten zu betrachten 

und wurden im Haushaltsabschluss entsprechend gekennzeichnet. 
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Aus Sicht der Kreis-Volkshochschule ist diese Vorgehensweise auch deshalb nicht zu beanstanden, weil 

selbstverständlich gewährleistet ist, dass der Kreis zusammen mit den anderen kommunalen Gewährsträgern über 

die KVHS-Gremien, in denen diese vertreten sind, die volle Kontrolle über die Verwendung der Mittel auch der 
Betriebsmittelrücklage hat. 

 

Die KVHS wird den Bericht des Landesrechnungshofes zum Anlass nehmen, die Thematik in den anstehenden 

turnusmäßigen Sitzungen ihrer Gremien noch einmal zu diskutieren und, sollte dies hier als erforderlich angesehen 

werden, eine entsprechende Änderung ihrer Satzung vorbereiten. 

 

 

 

 

 
Zu Randnummer 12: 

Tatsächlich ist es seit Gründung der Kreis-Volkshochschule e.V. im Jahr 1979 gängige Praxis, dass der Kreis und die 

anderen kommunalen Gewährsträger der KVHS deren fortlaufende Arbeitsfähigkeit durch Abschlagszahlungen auf 

den von ihnen zu leistenden Zuschuss sicherstellen. Freilich kann die exakte Höhe der Kostenbeteiligung der 

einzelnen Mitglieder erst nach Ablauf eines Arbeitsjahres errechnet werden, weil erst dann die dazu notwendigen 

statistischen Daten feststehen.  

Die Praxis der Abschlagszahlungen ist in der KVHS-Satzung zwar nicht expliziert ausgeführt, sie ist indes 

unumgänglich und ergibt sich zwingend aus den in der Satzung enthaltenen Vorschriften über die Berechnung der 

Beiträge der einzelnen Mitgliedskommunen. 
 

Von den Gründungsmitgliedern der Kreisvolkshochschule ist im Jahr 1979 folgender Abrechnungsmodus vereinbart 

und in die KVHS-Satzung aufgenommen worden:   

„Die nach Abzug des Landeszuschusses und der Einnahmen aus Gebühren verbleibenden Kosten sind von den 

Mitgliedern in der Weise zu finanzieren, dass der Kreis 40 Prozent dieser Kosten zu tragen hat und die restlichen 60 

Prozent auf die übrigen Mitglieder verteilt werden, wobei insoweit 50 Prozent nach der Einwohnerzahl sowie 25 

Prozent nach der Zahl der im Gebietsbereich des Mitgliedes abgehaltenen Stunden und 25 Prozent nach der Zahl 

der Kurse umgelegt werden …“. 

Daraus ergibt sich, dass die genaue Berechnung des Zuschussbedarfs insgesamt und seine Verteilung auf die 

einzelnen Mitgliedskommunen immer erst nach dem Ende eines Abrechnungsjahres erfolgen können, nämlich dann, 
wenn die dazu erforderlichen statistischen Daten abschließend vorliegen. Im Abrechnungsjahr selbst können 

deshalb immer nur Abschlagszahlungen auf den zu erwartenden bzw. in dem von der Mitgliederversammlung im 

beschlossenen Haushaltsplan beschlossenen Umfang von den Mitgliedskommunen angefordert werden, die dann 

mit der Schlussabrechnung im Folgejahr verrechnet werden. 

Diese Abschlagszahlungen im laufenden Arbeitsjahr auf die von den KVHS-Mitgliedskommunen zu leistenden 

Zuschüsse wiederum sind unumgänglich zur Aufrechterhaltung des laufenden Volkshochschulbetriebs.  

 

Das Abrechnungsverfahren wird bei allen Mitgliedskommunen in der gleichen Weise angewendet. Weder dem Kreis 

noch den anderen Mitgliedkommunen entstehen dadurch finanzielle Nachteile. Im Gegenteil erlaubt diese 

Vorgehensweise die zeitnahe Anpassung an die aktuellen finanziellen Gegebenheiten und gibt den 
Mitgliedskommunen Orientierung und Sicherheit für ihre Haushaltsplanung im Hinblick auf den an die KVHS zu 

leistenden Zuschuss. Das Festhalten am Instrument der Abschlagszahlungen ist also durchaus im Sinne auch der 

Zuschussgeber.  

 

Die KVHS wird den Bericht des Landesrechnungshofes zum Anlass nehmen, die Thematik in den anstehenden 

turnusmäßigen Sitzungen ihrer Gremien zu diskutieren und, sollte dies hier als erforderlich angesehen werden, eine 

entsprechende Änderung ihrer Satzung vorbereiten. 
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Zu Randnummer 13: 

Die Verwaltung vertritt nach wie vor die Rechtsauffassung, dass im konkreten Fall § 94 Abs. 2 Nr. 1 GemO nicht 

alleine deshalb zu einer Erstattungspflicht führt, da es sich um eine privatrechtlich organisierte Gesellschaft handelt. 

Der Rechnungshof verkennt, dass die genannte Vorschrift die Einnahmebeschaffung aus Entgelten nur vorsieht 

„soweit vertretbar und geboten“. 
 

Die Verwaltung hat bei der Beschaffung spezieller Entgelte - wie hier - dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit in 

der Geeignetheit, der Erforderlichkeit und der Angemessenheit Rechnung zu tragen (so beispielsweise OVG 

Münster, Urt. v. 7.9.1989 Az. 4A698/84 sowie Beschl. v. 28.05.2010, Az. 15 A2759/09). 

 

Der Rechnungshof hat darüber hinaus die Ausführungen der Verwaltung genau in diesem Punkt nur unvollständig 

widergegeben, weshalb sie an dieser Stelle wiederholt werden: 

 

„Der Hinweis auf § 94 Abs. 2 Nr. 1 GemO trifft hier nicht zu, da diese Vorschrift die Einnahmebeschaffung der 

Kommune bzw. des Landkreises gegenüber einem außerhalb der eigenen Verwaltungs- und Kassenhoheit 
stehenden Dritten regelt. Dies ist üblicherweise der Bürger, der öffentliche Leistungen erhält. Hieran fehlt es 

vorliegend, da sich die Solarstrom Ahrweiler GmbH zu 100% im Eigentum des Landkreises befindet. Die bei der 

Gründung des ESG abgeschlossene Vereinbarung regelt insoweit lediglich eine Kostenerstattung im 

Innenverhältnis. Die Gesellschafterversammlung besteht aus gewählten Kreistagsmitgliedern, die im Rahmen des 

Jahresabschlusses über die Gewinnverwendung beschließen. Vor dem Hintergrund, dass die Solarstrom Ahrweiler 

GmbH per Betriebssatzung dem Eigenbetrieb Schul- und Gebäudemanagement zugeordnet ist (§ 6 Abs. 2), stehen 

Gewinnausschüttungen dem Eigenbetrieb zu. Der Landkreis profitiert hiervon allerdings mittelbar, da eine 

Gewinnausschüttung der Solarstrom Ahrweiler GmbH in gleicher Höhe den Zuschussbedarf des Landkreises für den 

ungedeckten Aufwand des Eigenbetriebes senkt. Umgekehrt reduzieren auf die GmbH umgelegte Sachkosten 

deren Gewinnausschüttung an den ESG. In der Folge würde sich damit der Zuschussbedarf des Kreises für den ESG 
erhöhen. Daraus wird deutlich, dass dem Landkreis ohne Abrechnung der Sachkosten kein Schaden entstanden ist.  

 

Darüber hinaus hat die ADD die Neugründung der Gesellschaft sowie in der Folge vorgenommene Änderungen des 

Gesellschaftervertrages mit Schreiben vom 03.03.2005 bzw. 07.09.2009 genehmigt.“  
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Zu Randnummer 14: 

Ein entsprechender Bericht erfolgt zu gegebener Zeit. 
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Zu Randnummer 15: 

Ein entsprechender Bericht erfolgt zu gegebener Zeit. 
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Zu Randnummer 16: 

Ein entsprechender Bericht erfolgt zu gegebener Zeit. 
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Zu Randnummer 17: 

Das Ergebnis der Überprüfung wird zu gegebener Zeit mitgeteilt. 
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Zu Randnummer 18: 
Aufgrund der Stellungnahme der Verwaltung zum Entwurf des Berichts sieht der Landesrechnungshof von der 

ursprünglichen Forderung der Anwendung des Wibera-Gutachtens ab.  

Soweit er dann unabhängig davon daran festhält, im KGSt-Gutachten seien Unstimmigkeiten bei unterschiedlichen 

mBz nicht aufgeklärt worden, entspricht dies nicht den Tatsachen. Wie im KGSt-Bericht dargestellt, wurde darauf 

verzichtet, die mitgeteilten mBz im Detail zu prüfen. Hierzu wäre in zeitlicher Hinsicht kein Raum gewesen, wollte 

man die flächendeckende Organisationsuntersuchung in absehbarer Zeit abschließen. 

Die KGSt hat daher über Kennzahlenvergleiche zunächst Abweichungen festgestellt (sofern vorhanden) und hat 

diese dann in Einzelinterviews mit den betreffenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern erörtert, um Unterschiede 

oder örtliche Besonderheiten zu hinterfragen.  

 
Vor diesem Hintergrund sieht die Verwaltung keinen Anlass zum Abbau der - im Übrigen kommunalaufsichtlich 

genehmigten - Stellen. 
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Zu Randnummer 19: 

Es gibt keine Schulverwaltungskräfte mit Ferienüberhang, die an mehr als zehn Ferientagen Dienst verrichten. 
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Zu Randnummer 20: 

Es wird erneut auf die Ausführungen zu Nr. 6.3 verwiesen. 
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Zu Randnummer 21: 

Die Verwaltung bleibt bei ihrer Rechtsauffassung. Es obliegt den politischen Gremien, entsprechende Anpassungen 

der bisherigen Unterrichtungs- und Beteiligungspraxis vorzunehmen. Hierfür besteht allerdings aus Sicht der 

Verwaltung kein Bedarf. 

 



54 

Prüfungsmitteilungen des Rechnungshofes Stellungnahme der Verwaltung 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu Randnummer 22: 

Die Verwaltung sieht nach wie vor keinen Anlass, die - zulässige - Befreiung der Beschränkungen des § 181 BGB 

aufzuheben. Die Verwaltung wird dies der Gesellschafterversammlung allerdings zur Abstimmung vorlegen. 

 



55 

Prüfungsmitteilungen des Rechnungshofes Stellungnahme der Verwaltung 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zusammenfassende Stellungnahme 

zu den Ausführungen des Landesrechnungshofs zum untersuchten Kindertagesstättenbereich 

 

 

Die Ausführungen des Landesrechnungshofs zum untersuchten Kindertagesstättenbereich blenden inhaltliche 

Aspekte den gesetzlichen Auftrag zu einer bedarfsgerechten Planung betreffend aus. Sie fokussieren sich auf 

einzelne zeitliche Momentaufnahmen und blenden somit kurz-, mittel- und langfristige Planungsparameter aus. 

Diesbezüglich liefern die Regelungen des § 79 SGB VIII und des § 80 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 SGB VIII eindeutige Hinweise: 

 

„Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben im Rahmen ihrer Planungsverantwortung … die zur Befriedigung des 

Bedarfs notwendigen Vorhaben rechtzeitig und ausreichend zu planen; dabei ist Vorsorge zu treffen, dass auch ein 

unvorhergesehener Bedarf befriedigt werden kann.“ 
 

Die Bedarfsplanung des Landkreises orientiert sich an diesen gesetzlichen Grundlagen und berücksichtigt u. a. 

angemessen unvorhergesehene Bedarfe. Planung ist vom Begriff her in die Zukunft gerichtet und hat entsprechende 

gesetzliche, politische und fachliche Zielvorgaben umzusetzen. Eine Angemessenheit der Planung, wie vorliegend 

geschehen, allein auf die Belegungsmeldung in der Abrechnungsdatenbank zu fokussieren, greift zu kurz, da hier 

beispielsweise Entwicklungen in den Einrichtungen vor Ort nicht berücksichtigt werden.  

 

Im Übrigen deckte sich die Bedarfsplanung des Landkreises Ahrweiler weitgehend mit den Prognosen des DJI von 

2012 für Rheinland Pfalz. Ferner einigten sich Bund, Länder und Kommunen beim „Krippengipfel“ in 2007 auf eine 
Regelung, nach der mindestens für jedes 3. Kind unter drei Jahren ein Betreuungsplatz vorgehalten werden solle. 

Selbst die Enquete-Kommission „Kommunale Finanzen“ nannte in 2013 als Zielgröße für den U3-Ausbau einen Wert 

von 50 %. Insofern ist nicht die durchschnittliche Auslastung als Planungsparameter heranzuziehen, sondern der 

Maximalbedarf (Bedarfsspitzen). Dies gerade im Hinblick darauf, dass fehlende Plätze ein rechtswidriges Verhalten 

des Jugendhilfeträgers darstellen und mit Amtshaftungsansprüchen einhergehen können.  

 

Die Verwaltung vertritt die Auffassung, dass Planung kein technokratischer, zweckrationalisierter Prozess sein darf. 

In nahezu allen vom Landungsrechnungshof monierten Fällen zeigt sich, dass in der zeitlichen Folge die 

geschaffenen Kapazitäten benötigt wurden.  

 
Wären in den jeweiligen Jahren die vom Landesrechnungshof vorgeschlagenen Umsetzungsmaßnahmen realisiert 

worden, hätte dies dazu geführt, dass in den meisten Fällen Änderungskündigungen hätten ausgesprochen werden 

und in der Folge nach kurzer Zeit Neueinstellungen erfolgen müssen. Dies ist alleine vor dem Hintergrund des 

derzeitigen Fachkräftemangels nicht zu verantworten. Schließlich sei erwähnt, dass ggf. Rückzahlungsansprüche des 

Landes für vorgenommene Investitionen im Zuge des U3-Ausbaus im Raum stünden. Die psychosoziale Dimension 

von Beziehungsabbrüchen von Kindern unter drei Jahren durch Kündigungen sei lediglich erwähnt und nicht weiter 

ausgeführt.  

 

Um mehr Planungssicherheit gewährleisten zu können, ist die Entscheidung gefallen, dass der Kreis Ahrweiler ein 

online-basiertes Anmeldeverfahren für Kindertagesstätten als erster Landkreis in RLP einführt. Dies wurde 
zwischenzeitlich umgesetzt. Am 12.06.2018 ist das Online-Anmeldeportal „Ahrlini“ gestartet. 
 

Hinsichtlich der Reduzierung von Ganztagsplätzen und dem weiteren Ausbau der verlängerten Vormittagsbetreuung 

ist festzuhalten, dass es diesbezüglich einen Beschluss des Jugendhilfeausschusses gibt, darauf hinzuwirken, dort wo 

es sinnvoll ist, dieses Angebot vorzuhalten. Im Hinblick darauf, dass der Landkreis Ahrweiler auf Grund der 

Deckelung der Ganztagsplatzhöchstquote im ISM-Ganztagsplatzranking 2016 auf dem letzten Platz aller Landkreise 

in Rheinland-Pfalz lag, ist vorliegend die Kritik fragwürdig.  
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Den Bereich der Inklusion betreffend wird darauf verwiesen, dass eine Diskussion im fachpolitischen Gremium 
erfolgte und nach Abwägung aller Vor- und Nachteile seinerzeit beschlossen wurde, entsprechendes Personal nach 

der LVO zum KitaG zu bewilligen.  

 

Die Ausführungen zu den interkulturellen Fachkräften beinhalten zum Teil unzutreffende Feststellungen. So reicht 

beispielsweise das Tätigkeitsprofil dieses Personals weit über die Sprachförderung hinaus. Auch erscheint eine 

Diskussion zum jetzigen Zeitpunkt im Zuge der „Flüchtlingswelle“ vorliegend kontraproduktiv.  

 

Hinsichtlich der Prüfung der Eingruppierung von Fachkräften wurde diese seit der erfolgten Personalaufstockung 

stichprobenmäßig bereits vorgenommen; zwischenzeitlich erfolgt eine vollumfängliche Prüfung. 

 
Einzelne Ausführungen bzw. Handlungsvorschläge zur Minimierung von Kosten der Träger, hier: Reinigungspersonal, 

Caterer, Hauswirtschaftskräfte etc., stellen einen unzulässigen Eingriff in die Trägerautonomie dar. Hier kann der 

Kreis lediglich sensibilisierend tätig werden; dies ist mit Schreiben vom 22.08.2017 an die Kita-Träger bereits erfolgt.  

 

Festzuhalten bleibt, dass bei aller Anerkennung rein finanzieller Prüfaspekte der Bezug zur Praxis nicht berücksichtigt 

wurde. Die Reduzierung auf „Echtzeit-Momentaufnahmen“ greift zu kurz und läuft dem gesetzlichen Planungsauftrag 

zuwider. 
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Zu Ziffer 8.2: 

 

Die Bedarfsplanung des Kreises Ahrweiler deckte sich mit der Bedarfseinschätzung des DJI von 2012 für Rheinland-

Pfalz: 40,1 % U3-Betreuungsbedarf (Quelle DJI: Der U3-Ausbau: Angebote, Bedarfe und Zufriedenheit. Eine Analyse 
auf Basis der KiFöG Bundesländerstudie 2012).  

Bund, Länder und Kommunen einigten sich beim Krippengipfel 2007 auf eine Regelung, nach der mindestens für 

jedes dritte Kind unter 3 Jahren (= 33,3 %) ein Betreuungsplatz vorgehalten werden solle. Enquete Kommission 

„Kommunale Finanzen“ 27.11.2013: Zielgröße für den U3-Ausbau müsse mindestens 50 % sein.  

 

Nicht die durchschnittliche Auslastung ist als Planungsparameter heranzuziehen, sondern der Maximalbedarf.  

Diesbezüglich liefern die Regelungen des § 79 SGB VIII sowie des § 80 Absatz 1 Satz 1 Nr.3 SGB VIII eindeutige 

Hinweise: „Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben im Rahmen ihrer Planungsverantwortung …. die zur 

Befriedigung des Bedarfs notwendigen Vorhaben rechtzeitig und ausreichend zu planen; dabei ist Vorsorge zu 

treffen, dass auch ein unvorhergesehener Bedarf befriedigt werden kann.“ 
 

Erlaubt sei darüber hinaus der Hinweis, dass nach dem Kommunalbericht 2017 des Landesrechnungshofs der Kreis 

Ahrweiler sowohl bei der „Insgesamt-Auslastung“ als auch der Auslastung der U 3 Plätze sich im kommunalen 

Vergleich im Mittelfeld bewegt (01.03.2016 - Unbelegte Plätze Kreis Ahrweiler = 11,7 %; Landkreise gesamt =  

12,6 %). 

 

Durch die Vorgabe der Gruppenstruktur seitens des Landesgesetzgebers liegt es in der Natur der Sache, dass eine 

100%ige Auslastung in der Regel nicht möglich ist, was in der Personalkostenfinanzierung zwangsläufig zu 

Personalausgaben für nicht belegte Plätze führt (Kommunalbericht Landesrechnungshof 2017, S. 67). 
 

Die Bedarfsplanung des Landkreises orientiert sich, wie zuvor dargestellt, an gesetzlichen Grundlagen und hat u. a. 

unvorhergesehene Bedarfe angemessen zu berücksichtigen. Planung ist vom Begriff her in die Zukunft gerichtet und 

hat entsprechende gesetzliche, politische und fachliche Zielvorgaben umzusetzen. Eine Angemessenheit der 

Planung allein auf Belegungsmeldungen in die Abrechnungsdatenbank zu fokussieren, greift zu kurz, da hier 

beispielsweise Entwicklungen in den Einrichtungen vor Ort nicht berücksichtigt werden. So kam es z. B. in den 

Einrichtungen Kath. Kindertagesstätte „St. Joh. Nepomuk“ Remagen-Kripp und Städt. Kindertagesstätte 

„Storchennest“ Sinzig zu Angebotseinschränkungen aufgrund von Personalunterschreitungen. Weitere Aspekte wie 

bspw. Flüchtlingswelle, Geburtensteigerungen, die Ausweisung von Neubaugebieten sind Planungsparameter, die 

zu berücksichtigen sind.  
 

Im Zeitraum von 2013 bis 2015 kamen 246 Kinder mit Fluchterfahrung im Kindergartenalter in den Kreis Ahrweiler. 

Zudem sind die Geburten von 2012 (855) bis 2015 (953) um 12,5 % gestiegen. Auch ist mittelfristig mit einer weiter 

steigenden Tendenz aufgrund der Bevölkerungsstruktur (Zahl potenzieller Mütter) zu rechnen. 

 

Es wird ferner darauf hingewiesen, dass bei der Planung auf keinerlei Erfahrungswerte zurückgegriffen werden 

konnte, da der Rechtsanspruch für 1-Jährige erst im Untersuchungszeitraum, nämlich zum 01.08.2013, in Kraft 

getreten ist. Zu erwähnen ist darüber hinaus, dass ein ausreichendes Angebot an Kinderbetreuungsplätzen einen 

Standortfaktor darstellt, der insbesondere für den ländlichen Raum von Bedeutung sein kann. 

 
Um mehr Planungssicherheit gewährleisten zu können, führte der Kreis Ahrweiler ein online-basiertes 

Anmeldeverfahren für Kindertagesstätten als erster Landkreis in RLP im Juni 2018 ein.   

 

Hinsichtlich der Reserveplätze ist festzustellen, dass diese nach den gesetzlichen Vorgaben, siehe hierzu  

§ 80 SGB VIII, vorzuhalten sind, um unvorhergesehene Bedarfe decken zu können. Darüber hinaus wird darauf 

hingewiesen, dass fehlende Plätze ein rechtswidriges Verhalten des Jugendhilfeträgers darstellen und zu 

Amtshaftungsansprüchen (Schadensersatz) führen können. 
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Hinsichtlich der Größe von Gruppen geht der LRH grundsätzlich davon aus, dass die gesetzlich fixierte Gruppengröße 

von 25 Kindern in Regelgruppen und 10 Kindern in Krippengruppen ausschließlich heranzuziehen ist. Stattdessen 
räumt der Gesetzgeber in § 2 Absatz 2 LVO und § 4 Absatz 3 LVO bewusst einen Spielraum von 15 - 25 Plätzen in der 

Regelgruppe bzw. von 8 - 10 Plätzen in der Krippengruppe ein. 

 

Auch bei der Belegung der U3-Plätze unterstellt der LRH eine nicht altersentsprechende Belegung, sobald nicht alle 

Plätze ausschließlich U3-Kindern zur Verfügung stehen. Unter Hinweis auf vorliegende Betriebserlaubnisse des 

Landesamts für Soziales, Jugend und Versorgung (LSJV), Landesjugendamt, ist auch hier ein Spielraum gesetzt 

worden.  

 

Die Auffassung des LRH, dass die Inanspruchnahme u. a. von Elterngeld und der Wunsch, die ersten Lebensjahre mit 

dem Kind zu verbringen, sowie sonstige Betreuungsangebote sich „offenbar“ dämpfend auf das Anmeldeverhalten 
auswirken würden, wird nicht geteilt und kann ferner auch nicht belegt werden. 

 

Die aktuelle Abrechnungsdatenbank des Landes ermöglicht erst im Nachhinein einen Datenabgleich hinsichtlich der 

Belegungszahlen. Neben dem zuvor erwähnten Online-Anmeldesystem „Ahrlini“ sieht auch der vorliegende Entwurf 

des sogenannten „Kita-Zukunftsgesetz“ ein Monitoring vor, dass unter anderem monatliche Datenerhebungen über 

die Belegung der Plätze und die pädagogischen Fachkräfte beinhalten soll. Hiervon verspricht sich die Verwaltung 

eine aktuellere Zahlengrundlage, um auf sich ändernde Bedarfe zeitnah eingehen zu können. 
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Zu Randnummer 23: 

Grundsätzliches: Die Belegungszahlen für 2017 basieren auf den seitens der Träger gemeldeten Kita-Kinder-Dateien. 

Die Belegungszahlen für 2018 können von der Kreisverwaltung derzeit noch nicht eingesehen werden (dies wird mit 

Ahrlini bald möglich sein). Daher forderte die Kreisverwaltung mit Schreiben vom 06.07.2018 die aktuellen Zahlen 

bei den Kitas an. Im April 2017 waren von 100 Plätzen 97 belegt = 97% Belegung. 

Gemäß Übermittlung der Belegungszahlen seitens der Kita-Leitung seien im Juli 2018 nach wie vor 97 von 100 

Plätzen belegt gewesen, davon 20 U3-Kinder. 12 U3-Plätze seien zu demselben Zeitpunkt mit Ü3-Kindern belegt 
gewesen, dies jedoch vor dem Hintergrund, dass die Kinder mit dem 3. Geburtstag von der Krippengruppe in eine 

geöffnete Gruppe/kleine Altersmischung wechseln müssen. Ferner bestehe eine Warteliste mit 56 Kindern. 

Auf eine am 12.03.2014 gestellte Kleine Anfrage im Landtag hat das Ministerium am 22.04.2014 wie folgt 

geantwortet: 

„Durch die Schaffung von institutionellen U3-Plätzen ging die in den Jahren zuvor vielmals genutzte Form des 

Angebots im Rahmen der Geringfügigkeitsregelung - d.h. in Einrichtungen mit Regelgruppen, die nur für Kinder von 

drei bis sechs Jahren eine Betriebserlaubnis besitzen, konnten bis zu zwei Kinder im Alter von 2-3 Jahren oder/und 

Schulkinder in die Gruppe aufgenommen werden - kontinuierlich zurück.“  

Im Kreis Ahrweiler existieren derzeit keine Einrichtungen, die nach Betriebserlaubnis ausschließlich 3-6 Jährige 
betreuen. Insofern kann die sogenannte „Geringfügigkeitsregelung“ nicht zur Anwendung kommen. 
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Zu Randnummer 24: 

Im Rahmen eines Ortstermins, der am 25.05.2011 mit dem Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung (LSJV), 

Landesjugendamt, stattfand, lehnte die Heimaufsicht sowohl die geplante Umwandlung der Regelgruppe in eine 

geöffnete Gruppe mit vier Zweijährigen als auch die mittelfristig ins Auge gefasste Einrichtung von Ganztagsplätzen 

ohne Erweiterung des Raumprogramms ab. Ohne die Zustimmung der Heimaufsicht gibt es keine Betriebserlaubnis. 
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Zu Randnummer 25: 

Nach Übermittlung der Belegungszahlen seitens der Kita-Leitung waren zum 01.01.2018 bereits 43 von möglichen 

44 Plätzen belegt. Der 44. Platz sei im Laufe des Kindergartenjahres 2017/18 per Zusage vergeben worden. Ferner 

bestehe eine Warteliste mit 28 U3-Kindern.  

Der Vorschlag des LRH ist theoretisch möglich, in der Umsetzung ergeben sich jedoch erhebliche Zweifel. Welche 

Familie bringt ihre Kinder in unterschiedlichen Einrichtungen unter? 
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Zu Randnummer 26: 

Wie unter Randnummer 23 dargestellt, kann die sogenannte Geringfügigkeitsregelung nur in Einrichtungen, die 

ausschließlich über Regelgruppen verfügen, in Anspruch genommen werden.  

Im März 2017 waren 24 von 28 U3-Plätzen belegt. 

Nach Meldung der Belegungszahlen seitens der Kita-Leitung seien im Juli 2018 28 U3-Plätze und 81 Ü3-Plätze belegt 

gewesen (109 von möglichen 110 Gesamtplätzen). Damit war jeder U3-Platz mit einem U3-Kind belegt und somit 

keine Reduzierung der Anzahl der Zweijährigen-Plätze in den geöffneten Gruppen möglich. 
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Zu Randnummer 27: 

Kinder in Krippengruppen dürfen ihren dortigen Platz nur bis zur Vollendung des 3. Lebensjahrs belegen. Sofern sie 

während eines laufenden Kindergartenjahres das 3. Lebensjahr vollenden, müssen sie auf einen Regelplatz 

wechseln, der bis zu diesem Zeitpunkt freigehalten werden muss. Vor diesem Hintergrund kann es dazu kommen, 

dass Plätze nicht während des gesamten Kindergartenjahres belegt sind. 
 

Die Plätze werden aktuell benötigt: Nach Übermittlung der Belegungszahlen seitens der Kita-Leitung seien 20 von  

24 U3-Plätzen im August 2018 belegt. Die freien Plätze ergäben sich durch Wechsel aus dem Krippenbereich in den 

Regelbereich und würden mit neuen Kindern belegt. Auch die im Laufe des Jahres freiwerdenden U3-Plätze durch 

Wechsel der Kinder in den Regelbereich seien bereits mit neuen Kindern verplant. Ferner bestehe eine Warteliste 

mit 32 Kindern.   

 

Aus der Niederschrift des Landesamts für Soziales, Jugend und Versorgung (LSJV), Landesjugendamt, zum 

Ortstermin am 24.04.2012 ist Folgendes zu entnehmen: „Auf der Grundlage der geplanten pädagogischen 

Umsetzung sowie der Reduzierung einer Regelgruppe von 25 auf 22 Plätze und der Beschränkung einer 
Krippengruppe auf 8 Plätze wird die geplante Änderung der Betriebsstruktur von der Unterzeichnerin mitgetragen. 

Die Raumkapazität ist aus Sicht der Unterzeichnerin mit dieser beschriebenen Betriebsstruktur ausgereizt.“  

 

Ohne Zustimmung des Landesamts für Soziales, Jugend und Versorgung (LSJV), Landesjugendamt, als 

Aufsichtsbehörde ist eine Umwandlung nicht möglich. Somit sind weder die Umwandlung einer Krippengruppe in 

eine kleine Altersmischung noch die Anhebung der Platzzahl der beiden Krippengruppen realisierbar. 
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Zu Randnummer 28: 

Im April 2017 verfügte die Einrichtung über 100 Plätze, davon 3 Ausbauplätze. Zu diesem Zeitpunkt waren 99 Plätze 

belegt.  

 

Im Rahmen der Bedarfsplanung wurde der Wegfall des 3. Ausbauplatzes mit Schreiben vom 06.07.2018 
angekündigt. Der Träger wurde vorab nach § 24 SGB X angehört. Dieser nahm mit Schreiben vom 29.08.2018 

Stellung. Hiernach sei der genannte Ausbauplatz ab September 2018 vergeben. Um den Rechtsanspruch des Kindes 

erfüllen zu können, wird das Kreisjugendamt von der Aufhebung der Genehmigung des 3. Ausbauplatzes Abstand 

nehmen. Kinder in Krippengruppen dürfen, wie unter Randnummer 27 dargestellt, ihren dortigen Platz nur bis zur 

Vollendung des 3. Lebensjahrs belegen. Sofern sie während eines laufenden Kindergartenjahres das 3. Lebensjahr 

vollenden, müssen sie auf einen Regelplatz wechseln, der bis zu diesem Zeitpunkt freigehalten werden muss. Vor 

diesem Hintergrund kann es dazu kommen, dass Plätze nicht während des gesamten Kindergartenjahres belegt sind. 

 

Nach Auskunft der Kita-Leitung vom 31.08.2018 würden bis Ende 2018 alle 100 Plätze der Einrichtung voll belegt 

sein. Alle 22 U3-Plätze würden mit Kindern dieser Altersgruppe belegt, sodass die vorhandenen Plätze benötigt 
werden. Auch auf die Ausbauplätze kann folglich nicht verzichtet werden. 

 

Die Kita St. Anna besteht aus zwei räumlich getrennten Gebäuden, womit ein erhöhter personeller Aufwand 

verbunden ist. Die vorgeschlagenen Umwandlungen könnten theoretisch umgesetzt werden. Jedoch käme es 

vorliegend dadurch zu keiner Personaleinsparung, da aufgrund der baulichen Gegebenheiten das wegfallende 

Personal benötigt wird und sodann als Zusatzpersonal bewilligt werden müsste. 
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Zu Randnummer 29: 

Gemäß Übermittlung der Belegungszahlen der Kita-Leitung seien im August 2018 13 U3-Plätze belegt. Ferner 

bestehe eine Warteliste mit 12 Kindern. Damit ist eine Reduzierung der Platzzahl für Zweijährige nicht möglich. 
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Zu Randnummer 30: 

Gemäß Aussage der Kita-Leitung seien im Juli 2018 113 der 114 Plätze belegt gewesen, von den 32 U3- Plätzen seien 
24 Plätze mit U3-Kindern belegt gewesen. 7 U3-Plätze seien zu diesem Zeitpunkt mit Ü3-Kindern belegt gewesen, 

dies jedoch vor dem Hintergrund, dass die Kinder mit dem 3. Geburtstag von der Krippengruppe in eine geöffnete 

Gruppe wechseln müssen (siehe hierzu auch unsere Anmerkung zu Randnummer 27). Im Kindergartenjahr 2018/19 

würden im Verlauf alle U3-Plätze mit U3-Kindern belegt. Ungeachtet dessen wurden Überlegungen für eine 

Gruppenumwandlung (hier: Reduzierung der U3-Plätze) im Rahmen der Bedarfsplanung angestellt und sollen ihre 

Umsetzung finden, sobald die Kinderzahlen dies zulassen. 
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Zu Randnummer 31: 

Die Einrichtung war voll belegt - es gab Wartelisten, so dass theoretisch noch weitere Bedarfe zu decken gewesen 

wären. Die vom LRH vorgeschlagene Ausnahmegenehmigung zur Überbelegung ist in altersgemischten Gruppen 

nach gängiger Praxis seitens des Landesamts für Soziales, Jugend und Versorgung (LSJV), Landesjugendamt, in den 

letzten Jahren nur mit Zusatzpersonal möglich. Zusatzpersonal für einen Monat zu akquirieren, ist aufgrund des 
Fachkräftemangels nicht möglich. 
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Zu Randnummer 32: 

Dem Vorschlag kann nicht gefolgt werden, da im August 2017 30 von 34 U3-Plätzen benötigt wurden. 
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Zu Randnummer 33: 

In diesem Zusammenhang verweisen wir darüber hinaus auf die Diskussion im Jugendhilfeausschuss im Hinblick auf 

den Ausbau der Ganztagsplätze und der „Verlängerten Vormittagsbetreuung“ - siehe hierzu nachstehender Auszug 

aus der Vorlage vom 17.05.2017 (demnach mehrere Wochen vor dem „Glättungsgespräch“): 

 
„6.1  Ausbau der verlängerten Vormittagsbetreuung 

Das Vorhalten des sog. „Verlängerten Vormittagsangebots“ stellt in vielen Einrichtungen eine Alternative dar, deckt 

aber Bedarfe ganztägig arbeitender Eltern nicht ab. Die Verwaltung schlägt vor, im Rahmen der 

Bedarfsplanungsgespräche weiter darauf hinzuwirken, das Angebot dort umzusetzen, wo es konzeptionell sinnvoll 

ist und die vorliegenden Bedarfe deckt.“ 

 

In der Präsentation des LRH zum Kommunalbericht 2017 in der Hochschule Koblenz am 10.11.2017 führt er auf  

Seite 25 aus: „Bei verlängertem Vormittagsangebot dürfte eine Ganztagsplatzquote von im Durchschnitt 40% 

ausreichen.“ 

 

Hierzu ist anzumerken, dass die Ganztagsplatzquote Juni 2018 im Kreis Ahrweiler 39,54% beträgt und damit den 

Empfehlungen des LRH voll umfänglich genügt. 

 
Darüber hinaus wird auf ein Zitat von Frau Ministerin Hubig, Rhein-Zeitung 15.09.2017, verwiesen: „…..manche 

Ganztagskinder gehen an drei Tagen pro Woche 8 Stunden, an zwei Tagen vielleicht aber nur 5 oder 6 Stunden zur 

Kita. Das ist eine Flexibilität, die für viele junge Familien sehr wichtig ist und unserer Meinung nach zur 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf dazu gehört.“  
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Zu Randnummer 34: 

Die Anregungen fließen bereits in den KGSt-Organisationsentwicklungsprozess in den Bereich „Zusatzkräfte zur 

Integration behinderter Kinder“ ein. 
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Zu Randnummer 35: 

Der LRH geht bei seiner Begründung von einem Anteil von Kindern mit wenigstens einem ausländischen Elternteil 
von 2,6% im Kreis Ahrweiler aus. Tatsächlich besuchen ausweislich der Statistikdaten des Statistischen Landesamts  

- Kreise, Städte und Landkreise - Ausgabe 2017 34,7 % Kinder mit ausländischer Herkunft mindestens eines 

Elternteils Kindertagesstätten im Landkreis Ahrweiler. Dies entspricht über 1.500 Kindern. Insofern ist die Angabe 

des LRH nicht korrekt. Bei seinerzeit 40 Stellen entsprach das rund 40 Kindern je interkultureller Fachkraft. 

Im Zuge der Integrationsdiskussion kommt dem Spracherwerb zentrale Bedeutung zu. Die Wirkung früherer Ansätze 

ist diesbezüglich unbestritten. Diese Investition schlägt sich seit Jahren in der landesweit niedrigsten Quote von 

Schulentlassungen ohne Berufsreife und damit einhergehender niedriger Jugendarbeitslosigkeit nieder: Landkreis 

Ahrweiler (2,2%), RLP (6,7%). 
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Zu Randnummer 36: 

Der Vorschlag des LRH fußt auf rein hypothetischen Überlegungen - es konnte kein praktikables Beispiel genannt 

werden. 
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Zu Randnummer 37: 

Der Niederschrift des Landesamts für Soziales, Jugend und Versorgung (LSJV), Landesjugendamt, zum Ortstermin am 

24.04.2012 ist zu entnehmen: „Auf der Grundlage der geplanten pädagogischen Umsetzung sowie der Reduzierung 
einer Regelgruppe von 25 auf 22 Plätze und der Beschränkung einer Krippengruppe auf 8 Plätze wird die geplante 

Änderung der Betriebsstruktur von der Unterzeichnerin mitgetragen. Die Raumkapazität ist aus Sicht der 

Unterzeichnerin mit dieser beschriebenen Betriebsstruktur ausgereizt.“  

 

Ohne Zustimmung des Landesamts für Soziales, Jugend und Versorgung (LSJV), Landesjugendamt, als 

Aufsichtsbehörde ist eine Umwandlung nicht möglich. Insofern kann der Empfehlung des LRH nicht gefolgt werden.  

 

Ungeachtet dessen sind Ausweitungen der Angebote in den betreffenden Einrichtungen aktuell nicht beabsichtigt. 
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Zu Randnummern 38 und 39: 

Erneut wird auf das Zitat von Frau Ministerin Hubig, Rhein-Zeitung 15.09.2017, verwiesen: „…..manche 

Ganztagskinder gehen an drei Tagen pro Woche 8 Stunden, an zwei Tagen vielleicht aber nur 5 oder 6 Stunden zur 

Kita. Das ist eine Flexibilität, die für viele junge Familien sehr wichtig ist und unserer Meinung nach zur 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf dazu gehört.“  

 

Nicht unerwähnt bleiben soll die vom LRH empfohlene Ganztagsplatzquote in Höhe von 40%, die im Kreis Ahrweiler 

aktuell (Juni 2018) unterschritten wird (39,54%). 
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Zu Randnummer 39: 

siehe Erläuterung zu Randnummer 38 
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Zu Randnummern 40 und 41: 

Es erschließt sich nicht, wieso der Musterhygieneplan aus Baden-Württemberg herangezogen und positiver 

bewertet wird als die Pläne anderer Bundesländer (Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt, Thüringen).  

 

Im Übrigen ergibt sich aus dem Musterhygieneplan Baden-Württemberg, dass die Gruppenräume täglich zu reinigen 

sind. Dies bestätigen auch die entsprechenden Pläne von Bayern, HH, Niedersachsen und NRW. Nicht 

nachvollziehbar ist, warum der LRH vorliegend auf die Reinigung von „Turnräumen“ verweist. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu Randnummer 41: 

siehe Erläuterung zu Randnummer 40 
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Zu Randnummer 42: 

Hauswirtschaftskräfte sind nicht zu genehmigen, sondern in angemessenem Umfang zu berücksichtigen - siehe 

hierzu § 12 KitaG i. V. § 6 Absatz 1 und 3 LVO. „Angemessen“ impliziert einen Handlungsspielraum für den Träger. 

Der Handlungsvorschlag des LRH verkennt die zwischenzeitliche Entwicklung - das Controlling-Papier stammt aus 

dem Jahr 2000. 

 

Die Kommentierung trifft hierzu folgende Aussage: „In der Praxis werden unterschiedliche Maßstäbe angelegt. Vor 

diesem Hintergrund erscheint es nahegelegt, mit den Trägern allgemeingültige angemessene Standards zu 
vereinbaren. Anhaltspunkte hierfür ergeben sich beispielsweise aus den Richtwerten im Controlling-Papier. 

Allerdings muss im Rahmen entsprechender Festlegungen ein ausreichender Spielraum zur Berücksichtigung eines 

sich auf den konkreten Umständen der Kindertagesstätte ergebenden besonderen Aufwands verbleiben.“ 

(Hötzel/Baader u. w., Praxis der Kommunalverwaltung) 

 

Seit dem 01.07.2017 findet seitens der Verwaltung eine intensivere Prüfung statt. Eine detaillierte Darlegung von 

Zeitanteilen wird dann angefordert, wenn die Richtwerte des Controlling-Papiers überschritten werden.  
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Zu Randnummer 43: 

Die Bescheide sind bestandskräftig - eine Korrektur ist nicht möglich. 
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Zu Randnummer 44: 

Ohne Ermächtigungsrundlage kann der Landkreis bei den (kommunalen) Trägern keine Kosten geltend machen. 
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Zu Randnummer 45: 

Nach der Kommentierung sind im Gegensatz zum allgemeinen Elternbeitrag die Modalitäten für den Essensbeitrag 

dem Träger der Einrichtung überlassen, siehe Hötzel/Baader u. a. Rn. 151. Siehe hierzu auch OVG Koblenz, Urteil 
vom 21.09.2009 - 7A10431/09. 

 

Die Kommunen haben, soweit vertretbar und geboten, ihre Leistungen über kostendeckende Entgelte zu 

finanzieren (§ 94 Abs. 2 GemO).  

 

Bei der Feststellung handelt es sich originär um eine Beanstandung zur Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stadt 

Remagen und nicht des Kreises. Es scheint nicht zweckdienlich und angemessen, wenn solche Feststellungen in den 

Prüfbericht des Kreises aufgenommen werden. Die Feststellung sollte aus dem Bericht genommen werden. Da der 

LRH für die überörtliche Prüfung der Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stadt Remagen zuständig ist (Anlage 1 
VV zu § 14 des Landesgesetzes über den Rechnungshof Rheinland-Pfalz), kann er seine Feststellung der Stadt 

unmittelbar mitteilen und ggfls. dem Kreis als Kommunalaufsichtsbehörde eine Durchschrift mit der Bitte um 

weitere Veranlassung zukommen lassen. 

 



102 

Prüfungsmitteilungen des Rechnungshofes Stellungnahme der Verwaltung 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu Randnummer 46: 

Die Verwaltung wird der Politik einen mit dem „Kita-Zukunftsgesetz“ korrespondierenden Entwurf hinsichtlich der 

Erhebung von Elternbeiträgen zu gegebener Zeit zur Beratung und Beschlussfassung vorlegen. 
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Zu Ziffer 9.1.3.1: 
Bis einschließlich des Schuljahres 2008/2009 war die Regionale Schule in Altenahr die zuständige Hauptschule für 

die in der Ortsgemeinde Hönningen wohnhaften Schüler. Die nächstgelegene Realschule befand sich in Adenau. Bis 

zu diesem Zeitpunkt bestand nach den schulgesetzlichen Regelungen je nach Schulwahl sowohl ein Anspruch auf 

Übernahme der Fahrkosten nach Altenahr als auch nach Adenau.  

Mit dem Schuljahr 2009/2010 wurden aufgrund geänderter schulrechtlicher Bestimmungen Hauptschulen im 

bisherigen Sinne mit klar definierten Schulbezirken durch die neuen Schulformen „Realschulen plus kooperativer 

Art“ oder „ Realschulen plus integrativer Art“ ersetzt. Die Regionale Schule in Altenahr sowie die Realschule in 

Adenau wurden zu „Realschulen plus kooperativer Art“ umgewandelt. Ein gesetzlicher Anspruch auf vollständige 

Übernahme der Schülerbeförderungskosten besteht ab diesem Zeitpunkt nur noch zu der nächstgelegenen Schule 

der gewählten Art. Bei der Ermittlung der nächstgelegenen Schule bleiben Entfernungsdifferenzen bis zu fünf 
Kilometern unbeachtet. Unter dieser Maßgabe sind für viele Schüler aus Hönningen beide Realschulen plus die 

„nächstgelegene“ im Sinne der schulrechtlichen Vorschriften. Für einige Schüler ist es jedoch nur noch die 

Realschule plus in Altenahr.  

Vor diesem Hintergrund hat die Verwaltung seit dem Schuljahr 2009/2010 eine Sonderregelung getroffen, mit der 

beide Realschulen plus für alle Schüler aus Hönningen als nächstgelegene angesehen werden sollten, und zwar auch 

dann, wenn die Entfernungsdifferenz zwischen den Schulen die Fünf-Kilometergrenze geringfügig überschreitet. 

Anlass für diese Regelung war auch, dass die Fahrtkosten von Hönningen nach Adenau wegen des Buslinienverlaufes 

durch zwei Tarifwaben mehr um zurzeit 24,70 € höher liegen als die nach Altenahr, obwohl die Entfernung „nur“ um 

4 bis 6 km differiert.  
Dass die getroffene Regelung eine freiwillige Leistung beinhaltet, wird nicht bestritten, sondern ist bewusst so 

entschieden worden.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Begriff „kürzester verkehrsüblicher Weg“ ist auch u. E. als Einheit zu sehen. Wenn nur die „kürzeste“ 

Wegstrecke die für die Übernahme der Fahrkosten maßgebliche Größe sein sollte, hätte der Zusatz „verkehrsüblich“ 

entfallen können. Es wird von hier auch nicht der „kürzeste“ Weg zu der einen Schule mit dem „kürzesten 

verkehrsüblichen“ Weg zu der anderen Schule verglichen. 

Die Verwaltung sieht für Schüler aus Burgbrohl, Glees, Niederzissen und Wehr den Weg über die A61 bis zur Abfahrt 

Sinzig / Bad Neuenahr und von dort über die B266 bis zu den Schulstandorten in Sinzig, Dreifaltigkeitsweg 35 (Rhein-

Gymnasium) und Bad Neuenahr-Ahrweiler, Uhlandstraße 30 (Peter-Joerres-Gymnasium) als „kürzeste 

verkehrsübliche Wegstrecke“ an. Diese Wegstrecke stellt auch in der dunkleren Jahreszeit eine vor Wildwechsel 
relativ sichere und bei Schneefall und Glätte regelmäßig geräumte bzw. abgestreute Verbindung dar. Der 

Unterschied in der Länge der jeweiligen Wegstrecken übersteigt in keinem Fall die Toleranzgrenze von fünf 

Kilometern.  
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Zu Randnummer 47: 

Seit dem Schuljahr 2009/2010 sind aufgrund der Sonderregelung für die Ortsgemeinde Hönningen Mehrkosten in 

Höhe von 480,50 € für einen Schüler entstanden. Die Mehrkosten fallen relativ gering aus. Grund hierfür ist zum 

einen, dass die vor dem Schuljahr 2009/2010 gestellten Anträge ohnehin noch nach alter Rechtslage zu behandeln 

waren. Zudem waren für alle vor dem Schuljahr 2014/2015 gestellten Anträge die Wegstrecken noch nach den 

„alten“ Richtlinien über die Schülerbeförderung zu beurteilen. Maßgeblich für die Wegstrecke waren danach die 

Tarifkilometer des in Betracht kommenden öffentlichen Verkehrsmittels. Die Tarifkilometer zwischen den im 

fraglichen Zeitraum von Schülern benutzten Haltestellen und den jeweiligen Schulen überschritten jedoch in keinem 

Fall die Toleranzgrenze von fünf Kilometern. Zwei von insgesamt sechs Schülern aus Hönningen zur Realschule plus 
in Adenau profitieren zurzeit noch von der Sonderregelung. Eine der Fahrkartenbewilligungen beruht noch auf den 

vorstehend zitierten älteren Richtlinien. Ein Fall wurde nach Inkrafttreten der neuen Richtlinien und damit über die 

Sonderreglung genehmigt. Eine Rücknahme der Fahrkostenbewilligung für die Vergangenheit ist rechtlich nach § 48 

VwVfG aus Gründen des Vertrauensschutzes nicht möglich. Bei der Mehrkostenberechnung wurde auf das Ende des 

Schuljahres 2017/2018 abgestellt. Ein Ausgleich der von hier bewusst übernommenen freiwilligen Leistung ist nicht 

vorgesehen. 

 

Im Fall der Schülerbeförderung aus den Orten Burgbrohl, Glees, Niederzissen und Wehr zum Rhein-Gymnasium und 

dem Peter-Joerres-Gymnasium wurde richtlinienkonform entschieden. Ein Schaden ist nicht entstanden.  
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Zu Randnummer 48: 

Die Stellungnahmen der zuständigen Polizeidienststellen liegen vor und sind als Anlagen 1 und 2 beigefügt. Sie 

bestätigen die durch die Verwaltung vorgenommene Einordnung der Schulwege als besonders gefährlich. Wir gehen 

davon aus, dass sich die Beanstandung damit erledigt hat. 
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Zu Ziffer 9.1.4.1: 

Die Verwaltung hält an ihrer gegenüber dem Landesrechnungshof ursprünglich dargelegten Rechtsmeinung fest. Sie 

vertritt weiterhin die Auffassung, dass Förderschüler, die laut amtsärztlichen Feststellungen nicht in der Lage sind, 

ihren Schulweg selbständig zu Fuß zu bewältigen, unabhängig von den für Schüler der Sekundarstufen 1 und 2 
geltenden Ausschlusskriterien bei den Weglängen zwischen Wohnung und Schule (zwei und vier Kilometer gemäß 

den Ziffern 3.1 und 12 der Richtlinien über die Schülerbeförderung) einen Anspruch auf Schülerbeförderung haben.  

Dies resultiert aus Ziffer 3.3 der Richtlinien, nach der die Anwendung der Ziffern 3.1, 3.2 und 12 auf Förderschüler 

von Art und Grad der Behinderung abhängig zu machen ist. Der ärztliche Hinweis, dass die Schüler den Weg zu Fuß 

zurücklegen könnten, wenn sie sich in Erwachsenenbegleitung befinden, ist rechtlich nicht relevant. Es ist nämlich 

aus schülerbeförderungsrechtlicher Sicht nicht möglich, dies von den Eltern zu fordern. Zudem ist auch die 

Sicherstellung einer Begleitung bei Fußgängen von hier aus im Rahmen der Schülerbeförderung rechtlich nicht 

vorgesehen und kann darüber hinaus auch nicht sichergestellt werden. Die Integration in eine bestehende 

Schülerbeförderungslinie, die meist nicht zu Zusatzkosten führt, weil die Linie dann nur mit einem am Linienweg 

zusteigenden Kind mehr besetzt ist, ist dagegen in der Regel möglich. 
Die Schülerbeförderung greift zudem vorrangig vor der Beförderung im Rahmen der Eingliederungshilfe für 

Behinderte, auf die ansonsten in den genannten bzw. vergleichbaren Fällen ein Anspruch besteht - ggf. mittels 

Einrichtung einer speziellen Einzelfahrt mit erheblichen Zusatzkosten. 

 

 

 

 

Zu Randnummer 49: 

Unabhängig von der vorstehend nochmals dargelegten Rechtsauffassung sind wir ohne Angaben wie den Namen 
der beförderten Schüler und / oder der Beförderungsfahrt nur unter erschwerten Bedingungen in der Lage, die 

konkreten Fälle ausfindig zu machen. Entsprechende Angaben haben wir - trotz eines hierzu schon getätigten 

Hinweises - vom Landesrechnungshof bisher nicht erhalten. Nach intensiven Prüfungen gehen wir davon aus, dass 

es sich bei einem der Schüler um ein Schulkind aus Bad Neuenahr-Ahrweiler gehandelt haben muss, das aber 

inzwischen nicht mehr zur Don-Bosco-Schule befördert wird. Einen zweiten Fall haben wir nicht ausfindig machen 

können. Zurzeit ist kein Schüler, der näher als zwei oder vier Kilometer an der von ihm besuchten Schule wohnt und 

laut amtsärztlichen Gutachten begleitet zu Fuß gehen könnte, in eine Schülerbeförderungsfahrt integriert. 
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Zu Randnummer 50: 

Die Umsetzung des Nahverkehrsplanes erfolgt im maßgeblichen Linienbereich zum 01.08.2024, sofern die dort 

zurzeit tätigen Verkehrsunternehmen ihre bis dahin erteilte eigenwirtschaftliche Linienkonzession mit dem 

zugrunde liegenden Fahrplanangebot erfüllen und nutzen. 

 

 

 

 

 

Zu Randnummer 51: 

Die Beförderung zur Don Bosco Schule wurde zu dem gerade begonnenen Schuljahr neu ausgeschrieben und 

vergeben. Integriert in diese Beförderung sind 2 Schüler für die Erich Kästner Schule (Schwerpunktschule), ein im 

Rollstuhl zu befördernder und ein weiterer Schüler des PJG und ein Schüler zur BBS, der den ÖPNV aus Gründen 

persönlicher Einschränkung nicht benutzen kann. Von dem neuen Beförderungsvertrag werden 98 Schüler aus dem 

gesamten Kreisgebiet erfasst. Um die Fahrzeiten im Bereich der in den Richtlinien und / oder der vom 

Gesundheitsamt vorgegebenen Zeiten zu halten, sind entsprechend viele Kleinbusse im Einsatz. Die Hinfahrt erfolgt 

mit 13 Fahrzeugen. Jedes Fahrzeug ist mit 5 und mehr Schülern besetzt. 

 

In der Don Bosco Schule gibt es 2 Schularten: Förderschwerpunkt Lernen und Förderschwerpunkt Sprache. Im 

Förderschwerpunkt Lernen gibt es zudem einen Ganztagsbetrieb. Damit haben wir 4 offizielle Schulschlusszeiten: 
1. und 2. Schuljahr Förderschwerpunkt Lernen   12:25 Uhr 

ab 3. Schuljahr Förderschwerpunkt Lernen   13.10 Uhr 

Ganztagsbetrieb Förderschwerpunkt Lernen   16:00 Uhr 

Förderschwerpunkt Sprache     15:00 Uhr 

Hinzu kommt von montags bis donnerstags ein Schulschluss beim PJG um 15:30 Uhr. 

 

Die Anzahl der Rückfahrten ist mit 18 Fahrten höher als es bei der Hinfahrt der Fall ist. Von diesen Fahrten sind  

6 Fahrten mit weniger als 5 Kindern besetzt. Fahrplantechnisch sehen wir derzeit keine Möglichkeit, diese Fahrten 

mit anderen Heimfahrten in der Weise zu kombinieren, dass sie mit 5 oder mehr Kindern besetzt sind, weil dann 

zulässige Fahrzeiten überschritten würden. Demzufolge würde es - bei strikter Anwendung der Soll-Vorschrift in der 
Richtlinie auch auf die Förder- und Schwerpunktschulen mit großem Einzugsbereich und unterschiedlichen 

Schulschlusszeiten - dem Zufallsprinzip unterliegen und je nach Schülerzugängen und -abgängen ständigen 

Wechseln unterworfen sein, welche Schüler eine Rückfahrt angeboten bekommen und welche nicht. Von daher 

halten wir daran fest, bei einer freigestellten Schülerbeförderung, die eine Hinfahrt mit mehr als 5 Schülern 

beinhaltet, zu allen offiziellen Schulschlusszeiten auch eine Rückfahrt anzubieten. Dies ist auch in den 

Ausschreibungen bereits so angelegt. Der Wertungspreis ist ein Tagespreis, der die Hinfahrt und Rückfahrten zu 

allen offiziellen Schulschlusszeiten beinhaltet. Die Abbestellung einzelner Rückfahrten oder eine Aufteilung auf 

weniger Fahrzeuge mit längeren Beförderungszeiten würde zu keiner Kostenersparnis führen und wäre den 

betroffenen Eltern und den Schulen nicht zu vermitteln. 
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Zu Randnummer 52: 

Die Kindergartenbeförderung wird von der Abteilung 4.1 für die Abteilung 2.1 auf der Grundlage des 

Kindertagesstättengesetzes und der dazu vom Jugendamt erlassenen Richtlinien durchgeführt. Der Begriff 

„wohnortnah“ kann von der Abteilung 4.1 nur richtlinienkonform angewendet werden. Das Jugendamt zieht in 

Erwägung, die Beförderungsrichtlinien im Hinblick auf das Kita-Zukunftsgesetz und die diesbezüglichen Regelungen 

nach Verabschiedung des Gesetzes ggf. zu ändern. Da das Gesetz bis dato nur im Entwurf vorliegt, wird eine 

Änderung der Richtlinien zum derzeitigen Zeitpunkt nicht für sinnvoll erachtet. Die vom LRH erwähnten Beispiele 

verdeutlichen, siehe beigefügte Fotodokumentation (Anlage 3), dass selbst bei Entfernungen von weniger als 2 km 
unter bestimmten Voraussetzungen eine Beförderung aus Sicherheitsgründen geradezu geboten ist (zu 

bewältigende Höhenunterschiede/Steigungen, keine ausgebauten Gehwege, keine Straßenbeleuchtung). 
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Zu Randnummer 53: 

Die Kindergartenbeförderung wird von der Abteilung 4.1 für die Abteilung 2.1 auf der Grundlage des 

Kindertagesstättengesetzes und der dazu vom Jugendamt erlassenen Richtlinien durchgeführt. Die Beurteilung der 

Frage der Wirtschaftlichkeit kann von der Abteilung 4.1 nur auf der Grundlage dieser Richtlinien erfolgen. 
Das derzeit noch gültige KitaG garantiert einen Beförderungsanspruch im individuellen Einzelfall unabhängig von der 

Zahl der zu befördernden Kinder. Es handelt sich hier um eine abschließende Regelung. Eine Analogiebildung zur 

Schülerbeförderung wird von daher nicht für möglich erachtet. Aus Sicht des Jugendamtes ist eine Beförderung von 

Kita-Kindern mit Schülern weiterführender Schulen oder gar im ÖPNV problematisch. In diesem Zusammenhang 

wird auf das Urteil des OVG Koblenz vom 27.11.2001, Az.: 7 A 10051/01.OVG verwiesen, das im Tenor die 

besondere Verpflichtung des Jugendhilfeträgers, die Beförderung in einer geeigneten, kindgerechten Weise unter 

Wahrnehmung der Aufsicht sicherzustellen, hervorhebt. Eine Kombination freigestellter Grundschulkinderfahrten 

und Kindergartenkinderfahrten findet die Zustimmung des Jugendamtes, wenn jedes Kindergartenkind über einen 

Sitzplatz verfügt und die Kita unmittelbar angefahren wird. Es ist beabsichtigt, zunächst die Regelungen des Kita-
Zukunftsgesetzes abzuwarten und sodann eine Änderung der Beförderungsrichtlinien zu prüfen.  
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Zu Randnummer 54: 

Die bestehenden Fahrten wurden gekündigt und zusammen neu ausgeschrieben. Die neuen Beförderungsverträge 

haben im Fall „Ohlenhard, Hümmel und Marthel“ zu einer Kostenersparnis von ca. 21.600 € geführt. Die Kosten für 

die gemeinsame freigestellte Grundschüler- und Kindergartenbeförderung in der Gemeinde Berg haben sich 

dagegen um rund 21.100 € erhöht. Der neue, aufgrund eines Beschlusses des Kreis- und Umweltausschusses vom 

04.06.2018 abgeschlossene Beförderungsvertrag erstreckt sich jedoch auf zusätzliche Ortsteile und eine höhere 

Kinderzahl.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu Randnummer 55: 

Die Kindergartenbeförderung in Berg wurde - wie unter Rand-Nr. 54 bereits beschrieben - mit der freigestellten 

Schülerbeförderung zusammengelegt. Die Grundschulbeförderung in Berg findet seit 01.07.2018 insgesamt im 
freigestellten Schülerverkehr statt. Eine Integration von Kindergarten- oder Grundschulverkehren in den zum 

01.07.2018 neu geordneten ÖPNV ist mangels passender Verbindungen nicht mehr möglich.  

Die Verkehre zu den Kindertagesstätten in Remagen-Oberwinter und Remagen-Oedingen wurden freigestellt neu 

vergeben, weil der bisherige Vertrag zum 31.07.2018 ausgelaufen ist. Für die neue Beförderung mit mehreren 

Kleinbussen statt einem großen Bus (so das günstigste Bieterangebot) zahlt der Kreis jetzt 19.488 € / Jahr. Auch 

dieser Vertrag wurde auf der Grundlage des Beschlusses des Kreis- und Umweltausschusses vom 04.06.2018 

abgeschlossen. 
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Zu Randnummer 56: 

Die Verwaltung beabsichtigt, zu Beginn des Jahres 2019 eine zentrale Vergabestelle einzurichten. Anhand der 

bestehenden Bedürfnisse soll zukünftig durch den jeweils zuständigen Sachbearbeiter in der Abt. 4.1 - Recht/ 

Kommunalaufsicht eine adäquate Leistungsbeschreibung als Grundlage für das Vergabeverfahren erarbeitet 

werden. Das anschließende Ausschreibungs- und Vergabeverfahren soll dann durch die zentrale Vergabestelle 

durchgeführt werden. 
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Zu Randnummer 57: 

Der Forderung wird im freigestellten Schülerverkehr zum Schuljahr 2019 / 2020 Rechnung getragen - und im 

Kindergartenverkehr zum selben Zeitpunkt, ggf. jedoch erst nach Entscheidung des Jugendamtes über eine 

eventuelle Richtlinienänderung. 
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Zu Ziffer 10  - Bauen:  

Der Rechnungshof legt das Rechnungshofgutachten betreffend des Organisationsbedarfs der Kreisverwaltungen 

vom 09.04.2001 (Az.: 6 7110 377, S. 1) für die Ermittlung des Personalbedarfs zugrunde, obwohl es wichtigen 

rechtlichen Änderungen baurechtlicher Verfahrensvorschriften von 1999 bis heute sowie den stetig gestiegenen 

rechtlichen Anforderungen an die Bausachbearbeiter/innen hinsichtlich der Qualität der Bauunterlagen sowie des 

materiellen Rechts, welche Auswirkungen auf die durchschnittliche Bearbeitungszeit haben, nicht bzw. nicht 

hinreichend Rechnung trägt. Aufgrund der Bedeutsamkeit dieser Änderungen werden die Gründe, die eine 

Überarbeitung des Rechnungshofgutachtens vom 09.04.2001 erforderlich machen, angeführt: 

1. Bedeutsame Verfahrensänderungen 

Zum 01.01.1999 wurde die Landesbauordnung Rheinland-Pfalz umfänglich geändert. Die Änderungen betrafen 

insbesondere die Verfahrensvorschriften der LBauO. 

Bis zum Inkrafttreten der LBauO 1999 hatten die Bauherren die Möglichkeit zu entscheiden, ob sie für ihr 

Bauvorhaben in Gebieten mit qualifiziertem Bebauungsplan eine Baugenehmigung im vereinfachten 

Genehmigungsverfahren einholen oder dieses über § 65a LBauO (1995) genehmigungsfrei errichtet werden soll. In 

den meisten Fällen wurde von den Bauherren eine Baugenehmigung für das Wohnungsbauvorhaben eingeholt. 

Somit wurden bis zur Einführung der LBauO 1999 zahlreiche Wohnungsbauvorhaben durch die Bauaufsichtsbehörde 

im vereinfachten Baugenehmigungsverfahren geprüft. Dabei konnten diese Bauantragsfälle bei Vollständigkeit der 

Bauunterlagen regelmäßig zeitnah entschieden werden, da keine Befreiungstatbestände nach § 31 BauGB geprüft 

werden mussten. 

Mit Einführung der LBauO 1999 wurden diese Wohnungsbauvorhaben von der Genehmigung generell freigestellt 

(vgl. § 67 Abs. 1 LBauO). Eine Wahlfreiheit, sich das Vorhaben von der Baubehörde genehmigen zu lassen, wurde 

den Bauwilligen vom Gesetzgeber somit nicht mehr eingeräumt (vgl. Schreiben des Ministeriums der Finanzen vom 

03.02.1999, Az.: 13 200-4533, Nr. 2.6, Seite 35 - https://fm.rlp.de/de/themen/bauen-und-wohnen/baurecht-und-

bautechnik/bauvorschriften/). Somit wurden diese, zumeist ohne Schwierigkeiten zu prüfenden Bauanträge der 

präventiven Baukontrolle entzogen. Allein für das Jahr 1999 wurde ein Anstieg der nach § 67 Abs. 1 LBauO 

freigestellten Bauvorhaben gegenüber dem Vorjahr (§ 65a LBauO 1995) um 104 Fälle ermittelt.  

Selbiges gilt für bauliche Anlagen, die seit der Einführung der LBauO 1999 keiner Baugenehmigung mehr bedürfen. 

Zu nennen ist hier insbesondere § 62 Abs. 1 Nr. 1 f LBauO, wonach die Errichtung von Garagen und überdachten 

Stellplätzen (Carports) bis zu einer Grundfläche von 50 m² (z. B. Einzel- und Doppelgaragen) genehmigungsfrei ist. 

Hierdurch sank die Anzahl an Bauantragsverfahren für Garagen von 211 im Jahr 1997 bzw. 222 im Jahr 1998 auf 67 

Bauanträge in 1999 (- 155 Fälle). Ebenso sind seit der LBauO 1999 Gebäude ohne Aufenthaltsfunktion und 

Feuerstätten bis zu 50 m³ (vorher 30 m³) sowie Einfriedungen grundsätzlich baugenehmigungsfrei.  

Die Anzahl baugenehmigungsfreier baulicher Anlagen wurde in den Folgejahren sowie zuletzt mit der zum 

01.07.2015 eingeführten LBauO 2015 nochmals erweitert. 

Diese ehemals genehmigungspflichtigen und nunmehr genehmigungsfreien (§ 62 LBauO) sowie von der 

Baugenehmigung freigestellten Fälle (§ 67 Abs. 1 LBauO) wiesen in der Regel weder im Hinblick auf die vorzulegenden 

Unterlagen noch auf das materielle Baurecht besondere Schwierigkeiten auf, so dass diese Vorhaben in der Regel 

zeitnah beschieden werden konnten, was sich auf die durchschnittliche Bearbeitungszeit auswirkte. 
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Es ist somit festzustellen, dass bei ca. 1.500 Genehmigungsverfahren, die in der Kreisverwaltung Ahrweiler in 1999 

bearbeitet wurden, der Anteil der durch die Gesetzesänderung in 1999 genehmigungsfrei gestellter Vorhaben ca. 

18% ausmacht. 

 

Mit der Umwandlung der zügig abzuarbeitenden Bauanträge in die Genehmigungsfreiheit erhöht sich die 

durchschnittliche Bearbeitungszeit der noch verbliebenen Baurechtsfälle mit normalem oder hohem 

Schwierigkeitsgrad. 

Diese Umstände haben in dem Gutachten des Rechnungshofs vom 09.04.2001 keine bzw. nicht hinreichend 

Berücksichtigung gefunden. Die Überprüfungen der dort genannten sieben Landkreise fanden in den Jahren 1996 

bis 1999, also zumeist vor Inkrafttreten der LBauO 1999 bzw. deren Auswirkungen statt. Der Rechnungshof hat 

seine Personalbedarfsberechnungen anhand des - formell und materiell überholten - Baurechts vorgenommen, das 

bis zum 31.12.1998 galt. 

2. Rechtliche Anforderungen an den Bauantrag 

Darüber hinaus sind die rechtlichen Anforderungen an die die Bauanträge prüfenden Bausachbearbeiter in den 

vergangenen zwei Jahrzehnten gestiegen. Bildete die Vorlage von Sachverständigengutachten im Rahmen von 

Baugenehmigungsverfahren bis in die 1990er Jahre hinein noch die Ausnahme, sind im Zuge des 

nachbarschützenden Rücksichtnahmegebots regelmäßig Lärm- und Geruchsgutachten bei gewerblichen und/oder 

landwirtschaftlichen Vorhaben von der Baubehörde zu prüfen. Hier fällt im Zuge der Sachbearbeitung regelmäßig 

auf, dass die eingereichten Betriebsbeschreibungen nicht mit der Ausgangslage, die den gutachterlichen Aussagen 

zugrunde gelegt werden, überein stimmen. Dass infolge des Abgleichs der Nutzungsbeschreibung mit den 

Gutachten sowie bei abweichenden Angaben zusätzlicher Arbeitsaufwand entsteht (Nachforderungsschreiben an 

die Antragsteller), bedarf keiner Erläuterung. Bei Außenbereichsvorhaben ist im Weiteren im Hinblick auf die 

Änderungen im Naturschutzrecht (BNatschG) der naturschutzrechtliche Fachbeitrag auf Übereinstimmung mit den 

Bauantragsunterlagen zu prüfen. Im Weiteren sind mit Einführung der LBauO 2015 die Anforderungen an die 

Barrierefreiheit nochmals gestiegen. Auch diese wirkt sich ebenfalls auf den Zeitanteil aus, der für die Prüfung von 

Bauanträgen erforderlich ist.  

3. Gestiegene Anforderung infolge der Fortentwicklung der Rechtsprechung 

Ein weiterer Zeitaufwand bei der Fallbearbeitung liegt in der stetigen Fortentwicklung der Rechtsprechung des 

Bundesverwaltungsgerichts und der Obergerichte begründet, aus der sich fortlaufend Anforderungen an die 

Bauunterlagen sowie bauaufsichtliche Entscheidungen, wie z. B. Inhalt von Betriebsbeschreibungen, Bestimmtheit 

der Baugenehmigungen etc. ergeben. In der Eingriffsverwaltung ist hier die Berücksichtigung des 

Gleichheitsgrundsatzes (Art. 3 GG) zu nennen, die den Bauaufsichtsämtern aufzwingt, Beseitigungskonzepte zu 

entwickeln, sofern eine Vielzahl von baurechtlichen Verstößen in den jeweiligen Außengebieten anzutreffen sind. 

Die rechtssichere Erstellung dieser Beseitigungskonzepte erweist sich als äußerst aufwändig, zumal sämtliche 

baurechtlich relevanten baulichen Anlagen, die im betreffenden Gebiet bestehen, hinsichtlich eines etwaigen 

Bestandsschutzes geprüft werden müssen.  

Aus alledem ergibt sich, dass sich die durchschnittliche Bearbeitungszeit sowohl in der genehmigenden als auch in 

der Eingriffsverwaltung in den vergangenen Jahren pro Fall erhöht hat. 

Zusammenfassend müssen die Verwaltungen allgemein und die Bauaufsichtsbehörden im Besonderen Gesetze 

anwenden, die zum Zeitpunkt des Rechnungshofberichts 2001 noch nicht in Kraft getreten waren. Als Beispiel ist hier 

die rechtsmittelfähige Bescheidung von Anfragen nach dem Landestransparenzgesetz Rheinland-Pfalz (zuvor ab dem 

Jahr 2005 das Landesumweltinformationsgesetz und ab dem Jahr 2008 das Landesinformationsfreiheitsgesetz) zu 

nennen. 
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4. Räumliche Nähe zum Bundesland Nordrhein-Westfalen 

Was den Landkreis Ahrweiler anbetrifft ist darüber hinaus zu berücksichtigen, dass aufgrund der räumlichen Nähe 

zum Bundesland Nordrhein-Westfalen (NRW) dadurch ein erhöhter Arbeitsaufwand sowohl im 

Baugenehmigungsverfahren als auch in der Bauüberwachung zu verzeichnen ist, dass bauvorlageberechtigte Planer 

aus NRW zumeist nur über unzureichende Kenntnisse über das formelle und materielle rheinland-pfälzische 

Bauordnungsrecht verfügen. Darüber hinaus sind Sachverständige für Standsicherheit aus NRW in Rheinland-Pfalz 

nicht befugt, Standsicherheitsnachweise in Rheinland-Pfalz vorzulegen, sofern diese nicht in der entsprechenden 
Liste der Ingenieurkammer Rheinland-Pfalz geführt sind. Diesbezüglich entsteht im Landkreis Ahrweiler ein 

gegenüber den Gemeinden, die Gegenstand der Erhebungen für das Gutachten 2001 waren (und allesamt nicht in 

räumlicher Nähe zum Bundesland NRW liegen), erhöhter Zeitaufwand im Rahmen des Genehmigungsverfahrens 

sowie in der Bauüberwachung. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu Randnummer 58: 

Nach der abschließenden Einführung der Fachanwendung ProbauG und des Dokumentenmanagementsystems wird 

eine erneute Betrachtung des Aufgabenbereichs der Stelle „Leiter des SB 3“ erfolgen. Eine entsprechende 

Personalbedarfsberechnung wird dem Landesrechnungshof zur gegebenen Zeit vorgelegt. 
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Zu Randnummer 59: 

Nach § 1 der Landesverordnung über Gebühren und Vergütungen für Amtshandlungen und Leistungen nach dem 

Bauordnungsrecht (Besonderes Gebührenverzeichnis) in der geltenden Fassung i. V. m. Nr. 4.2 der Anlage 1 zum 

Bauaufsichtsbehörden sind die Bauaufsichtsbehörde berechtigt, für baurechtliche Beratungen der am Bau 
beteiligten Personen (d. h.  

• Bauherr/in,  

• Eigentümer/in,  

• Architekt/in sowie sonstige vorlageberechtigten Entwurfsverfasser,  

• Bauleiter/in und  

• Bauunternehmen), 

die außerhalb von bauaufsichtlichen Verfahren erfolgen (z. B. im Vorfeld von Bauantragsstellungen oder bei 

genehmigungsfreien oder freigestellten Vorhaben), Verwaltungsgebühren zu erheben. Beratungen von Nachbarn 

sind grundsätzlich gebührenfrei, da diese nicht zu den am Bau beteiligten Personen gehören. 

 
Gemäß Nr. 4.2 des Besonderen Gebührenverzeichnisses ist bei der Ermittlung der Verwaltungsgebühr vom 

Zeitaufwand auszugehen, wobei aus Praktikabilitätsgründen von jeder angefangenen halben Stunde die Hälfte des 

Stundensatzes zu bemessen ist. Die Stundensätze betragen gemäß § 1 Abs. 3 des Besonderen 

Gebührenverzeichnisses derzeit 

• für Beamte des zweiten Einstiegsamtes/für Beschäftigte der Entgeltgruppen E 5 bis E 8 36,83 € (pro halbe 

Stunde = 18,415 € pro halbe Stunde), 

• für Beamte des dritten Einstiegsamtes/für Beschäftigte der Entgeltgruppen E 9 bis E 12 48,98 € (pro halbe 

Stunde = 24,49 € pro halbe Stunde) und 

• für Beamte des vierten Einstiegsamtes/für Beschäftigte der Entgeltgruppen E 13 bis E 15 66,02 € (pro halbe 

Stunde = 33,01 € pro halbe Stunde). 

 

Ausgenommen von der Gebührenregelung der Nr. 4.2 sind nach Willen des Verordnungsgebers Beratungen, die 

eine Zeitdauer von 15 Minuten nicht überschreiten sowie einfache Auskünfte (vgl. Anmerkungen zu Nr. 4.2 des 

Besonderen Gebührenverzeichnisses). Diesbezüglich sind keine Gebühren zu erheben. 

 

Von dieser Rechtslage ausgehend halten wir eine Gebührenerhebung in den Fällen der Nr. 4.2 der Anlage 1 zum 
Besonderen Gebührenverzeichnis aus folgenden Gründen für unzweckmäßig: 

 

1. Bei Bürgervorsprachen bedarf es zunächst der Klärung, ob ein Bauantrag bereits anhängig ist. Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass das Verwaltungsverfahren auch dann bereits anhängig ist, wenn der Bauantrag bei der 

Stadt- oder Verbandsgemeindeverwaltung eingereicht wurde, bei uns aber noch nicht eingegangen ist. Denn 

nach der LBauO sind die Bauanträge über die Verwaltungen der Gemeinden einzureichen. Nicht selten erhalten 

Bauwillige die Auskunft von ihren Architekten, der Bauantrag wäre bereits bei der Behörde eingereicht, was 

erfahrungsgemäß aber nicht zutreffen muss. Die Bauherren fragen hier an, ob der Bauantrag schon bei uns 

vorliegt. In den allermeisten Fällen wird der/die Sachbearbeiter/in neben der Frage zum Vorliegen des 

Bauantrags von den Ratsuchenden mit Fachfragen zu seinem Bauantrag konfrontiert, was eine Gebührenpflicht 
im Sinne der Nr. 4.2 auslösen kann. Insoweit bringt nur eine Nachfrage bei der Gemeindeverwaltung über das 

(Nicht-)Vorliegen eines Bauantrags endgültige Gewissheit, ob eine Gebühr auf Grundlage der Nr. 4.2 überhaupt 

erhoben werden darf. 

 

2. Aus Gründen der Transparenz halten wir es für angezeigt, dass die Mitarbeiter/innen die Bauwilligen auf die 

Gebührenpflicht bei einer Beratung mit einer Dauer über 15 Minuten hinweisen. Ferner sind die Mitarbeiter/-

innen gehalten, den Zeitrahmen der Auskunftserteilung zu überwachen. Beginn und Ende des Gesprächs sollten 

aus Gründen der Rechtssicherheit schriftlich festgehalten und möglichst vom Ratsuchenden gegengezeichnet 

werden (mittels Unterschrift). 
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3. Soweit der Verordnungsgeber bestimmt, dass einfache Auskünfte gebührenfrei sind, handelt es sich hierbei um 

einen unbestimmten Rechtsbegriff, der der Auslegung bedarf. Es liegt auf der Hand, dass es diesbezüglich zu 
unterschiedlichen (Rechts-)Auffassungen zwischen der - gebührenerhebenden - Baubehörde und dem - 

zahlungspflichtigen - Ratsuchenden kommen kann. Diese wären ggf. in einem - förmlichen - Rechtsverfahren 

(Widerspruchs- und Klageverfahren) zu klären. Es besteht mithin in nicht seltenen Fällen Rechtsunsicherheit 

darüber, ob die gewährte Auskunft einfacher Art war oder nicht. Aus rechtlichen Gründen wären die Mitarbeiter 

gehalten, neben der Dauer des Beratungsgesprächs auch dessen Inhalt transparent festzuhalten. Dies könnte in 

Form eines Gesprächsvermerks erfolgen, der dann vom Bauwilligen mitgezeichnet werden sollte. Dies setzt 

allerdings die Mitwirkung des die Baubehörde aufsuchenden Bauwilligen voraus. Aber auch dies verhindert 

letztlich nicht die unterschiedlichen Auffassungen, die Behörde und Bauwillige vom Begriff der einfachen 

Auskunft haben können. 

Letztlich trägt die Behörde die Beweislast dafür, dass sich die Kundenberatung nicht auf einfache Auskünfte 
beschränkt hat. 

 

4. Bei Projekten, in denen umfassende Beratungsgespräche vor Antragsstellung stattgefunden haben (z. B. Runde-

Tisch-Gespräche), wird der diesbezüglich entstandene Verwaltungsaufwand bei der Kostenfestsetzung für die 

Entscheidung über den Bauantrag durch Ausnutzung des durch die Anlage 1 vorgegebenen Gebührenrahmens 

berücksichtigt. Insoweit wird diesseits dem Verwaltungsaufwand für Beratungen vor Bauantragstellung über die 

Baugenehmigungsgebühr Rechnung getragen. 

 

5. Die Gebühren für die Bauberatung im Sinne von Nr. 4.2 sind mittels rechtsmittelfähigem Kostenbescheid 
festzusetzen. Der hiermit verbundene Zeitaufwand ist ebenso nicht gebührenpflichtig wie der unter Nr. 1 bis 3 

beschriebene Zeitaufwand (tel. Rückfrage bei der Gemeindeverwaltung, ob Bauantrag vorliegt, Anfertigen eines 

Besprechungsvermerks). In Anbetracht dessen halten wir die Höhe des Verwaltungsaufwands für diese 

kostenfreien (Neben-)Arbeiten im Verhältnis zur Höhe einer halbstündigen Gebühr für unangemessen.  

Mit anderen Worten: Die vereinnahmte Gebühr für die Kundenberatung ist bei einem Beratungsgespräch von 

bis zu einer halben Stunde im Verhältnis zum Verwaltungsaufwand, der zur rechtssicheren Anwendung der Nr. 

4.2 der Anlage 1 zum Besonderen Gebührenverzeichnis betrieben werden muss, unverhältnismäßig gering. 

 

Im Übrigen wird und wurde bereits in der Vergangenheit bei umfangreichen Auskünften behördlicherseits der/die 

Ratsuchende auf die Möglichkeit der - im Übrigen gebührenpflichtigen - Bauvoranfrage hingewiesen. Die Fragen 
werden außerhalb der Bauvorbescheidsverfahren auch nicht beantwortet. 

 

 

 

Zu Randnummer 60: 

Die Fachsoftware ProBauG wurde zwischenzeitlich erworben und wird derzeit administriert. Selbiges gilt für die 

Schnittstelle zum Haushalts-/Kassenwesen. Im Zuge dessen ist vorgesehen, dass mit der Einführung der Software 
ProBauG Bauakten mit Hilfe der Schnittstelle zu der zwischenzeitlich beschafften DMS-Software "2Charta" der Firma 

Lorenz zu digitalisieren. 
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Zu Randnummer 61: 

Zum 17.09.2018 werden die Sprechzeiten für die Bauabteilung auf zwei Wochentage reduziert, insbesondere, um 

die unterbrechungsfreien Zeiten für die Sachbearbeitung der Bauanträge zu erweitern. Außerhalb der Sprechzeiten 

steht das Bürgerbüro als Ansprechpartner für telefonische Nachfragen oder Bürgervorsprachen zur Verfügung. 
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Zu Randnummer 62: 

siehe Erläuterungen zu Randnummer 61 
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Zum Thema „Formlose Anfragen“: 

 

Unter formlosen Anfragen sind Anfragen von Ratsuchenden zu verstehen, die bei der Bauaufsichtsbehörde zumeist 

schriftlich oder per E-Mail eingehen, ohne dass hiermit die rechtsmittelfähige Bescheidung eines Antrags verbunden 
ist. 

 

Gegenstand derartiger Anfragen sind insbesondere Fragen nach der Genehmigungspflichtigkeit oder 

Genehmigungsfreiheit von Vorhaben, welche die Errichtung, Änderung, Nutzungsänderung und den Abbruch von 

baulichen Anlagen zum Inhalt haben (Fragen zum formellen Baurecht). Ebenso betreffen Anfragen Themen des 

Besonderen Gebührenrechts, der Bauleitplanung bzw. Regelungen des Bebauungsplans, deren Umsetzung bzw. 

Überwachung nicht der unteren Bauaufsichtsbehörde unterliegt (z. B. Regelungen über die Höhe von 

Bepflanzungen, im Bebauungsplan festgesetzte Lärmschutzmaßnahmen für Wohngebiete, die an einer 

überregionalen Straße liegen usw.). 

Auch gehen regelmäßig Anfragen ein, die neben baurechtlichen Fragen oder auch ausschließlich Fragen anderer 
Rechtsgebiete, enthalten, die nicht die baurechtliche Zuständigkeit betreffen, wie z. B. 

Landesimmissionsschutzgesetz Rheinland-Pfalz, Nachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz usw. 

 

Derartige formlose Anfragen erreichen uns immer wieder. Sie werden diesseits rechtlich nicht als „Beratung“ im 

Sinne der Nr. 4.2 der Anlage 1 zum Besonderen Gebührenverzeichnis sondern als - gebührenfreie - 

Auskunftserteilung eingestuft. In einigen Fällen bedarf die Klärung von formlosen Anfragen die Einschaltung der 

Bauaufsichtsbehörde.  

 

Hierzu ein Beispiel: 
Im Jahr 2017 wurde an uns herangetragen, dass in anderen Bundesländern die zuständigen Bauaufsichtsbehörden 

an Fahrzeugen befestigte Werkstattzelte mit einer Größe von mehr als 75 m² als prüfbuch- und damit 

gebrauchsabnahmepflichtige Fliegende Bauten beurteilt werden. Eine diesbezüglich an uns gerichtete Anfrage, ob 

für derartige Zelte eine Prüfbuchpflicht auch in Rheinland-Pfalz bestehe, bedingte die Einschaltung der oberen und 

obersten Bauaufsichtsbehörde. U. a. wurde mit der oberen Bauaufsichtsbehörde ein Besprechungstermin 

abgehalten, in der die unterschiedlichen Zeltkonstruktionen mit den sich hierzu ergebenen Fragestellungen erörtert 

wurden. Wegen der besonderen Bedeutung befasste sich sodann die Bauministerkonferenz (ARGE-Bau) mit dem 

Thema. Die Rechtsfrage wurde geklärt und von der obersten Bauaufsichtsbehörde über die obere 

Bauaufsichtsbehörde an uns weitergeleitet. 

 
Die o. a. Beispiele verdeutlichen, dass die Bauaufsichtsbehörden häufig mit Anfragen konfrontiert wird, die sich 

weder unter Beratung im Sinne der Nr. 4.2 des Besonderen Gebührenverzeichnis subsumieren lassen noch im 

Rahmen einer gebührenpflichtigen Bauvoranfrage zulässigerweise bearbeitet werden können. 

 

 

 

 

Zu Randnummer 63: 

In diesem Zusammenhang verweisen wir auf das beigefügte Schreiben der KGSt vom 03.09.2018 (s. Anlage 4). 

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass die dem Landesrechnungshof vorliegende Abschlusspräsentation des 
Sollkonzeptes der Verwaltung als Projektabschlussdokumentation diente. Auf die Erstellung einer weiteren 

schriftlichen Dokumentation durch die KGSt wurde aus Kostengründen verzichtet. 
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Zu Randnummer 64: 

Die gesetzlich vorgeschriebenen wiederkehrenden Prüfungen werden durchgeführt. 
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Zu Randnummer 65: 

siehe Erläuterungen zu Randnummer 64 
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Zu Randnummer 66: 

Nach der abschließenden Einführung der Fachanwendung ProBauG und dem Dokumentenmanagementsystem wird 

die Verwaltung den Personalbedarf in Abstimmung mit der KGSt erneut überprüfen. 
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Zu Randnummer 67: 

In diesem Zusammenhang verweisen wir auf das beigefügte Schreiben der KGSt vom 03.09.2018. Darüber hinaus ist 

zu berücksichtigen, dass die dem Landesrechnungshof vorliegende Abschlusspräsentation des Sollkonzeptes der 

Verwaltung als Projektabschlussdokumentation diente. Auf die Erstellung einer weiteren Dokumentation durch die 

KGSt wurde aus Kostengründen verzichtet. 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei den Hilfstätigkeiten im Baugenehmigungsverfahren insbesondere Recherchen 

nach vorhandenen Bauakten zum jeweiligen Objekt sogenannte „Altakten“ sowohl in der Genehmigungs- als auch in 
der Eingriffsverwaltung anfallen. Zudem sind ggf. bei anderen Behörden Erkundigungen einzuholen, ob 

Genehmigungen nach anderen Vorschriften erteilt wurden (z. B. untere Naturschutzbehörden). Darüber hinaus fällt 

eine Aktenrecherche z. B. beim Erwerb oder bei Erbe von Gebäuden an. In diesen Fällen werden genehmigte 

Bauunterlagen anfordern, da der Bauherr bzw. der Voreigentümer diese entgegen den rechtlichen Bestimmungen 

nicht vorgehalten hat. Zudem ist künftig zu berücksichtigen, dass jegliche Schriftstücke, die bei der Bauabteilung 

eingehen werden, zu digitalisieren und entweder unmittelbar oder über die Fachsoftware ProBauG in das DMS zu 

überführen sind. Hierzu gehört u. a. auch die erforderliche Verschlagwortung der digitalen Vorgänge. Ungeachtet 

dessen sind Bauakten der Jahre 1991 bis heute zu digitalisieren. Ebenso müssen die Baulastakten der Jahre 1974 bis 

heute digitalisiert werden. 
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Zu Randnummer 68:  

Über die Aufarbeitung der Rückstände wird zu gegebener Zeit berichtet.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu Randnummer 69: 

Über die Aufarbeitung der Rückstände wird zu gegebener Zeit berichtet. 
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Zu Randnummer 70: 

Hierüber wird zu gegebener Zeit berichtet. 
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Zu Randnummer 71: 

Die gesetzlich vorgeschriebenen Gefahrenverhütungsschauen werden durchgeführt. 
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Zu Randnummer 72: 

Es handelt sich um ca. 400 Altfälle. Da diese zum Teil bereits über 10 Jahre alt sind, wurden die Akten archiviert. Bei 

eventuellen bauaufsichtlichen Verfahren werden diese nur noch anlassorientiert aufgegriffen. Der Kreis- und 

Umweltausschuss wurde im Zusammenhang mit der Beratung über die KGSt-Untersuchung in der Bauverwaltung in 

seiner Sitzung am 15.05.2018 entsprechend informiert. 
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